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Was ſchlägt die Stunde.
Monarchiſten und Kapitaliſten wehren ſi

Hewalt gegen den Kurs, den jetzt die deutſche Republik
ſteuert. Sie laſſen alle Minen ſpringen, um ſie aus der
eingeſchlagenen Bahn zu werfen. Sie marſchieren getrennt
oder vereinigen ſich, je nachdem es ihren Beſtrebungen ent
ſpricht, je nachdem ſie ſich die beſten Wirkungen verſprechen.
Sie drohen in ihrem Kampfe gen die Republik mit
plumper Gewalt, ſie greifen zur Liſt oder zeigen ſich auch
als hilfsbereite Freunde, im letzteren Falle aber ſchlau ihre
Falſchheit verſteckend.

as Jnduſtrie- und re Loire et erkannt,
wie zähe und entſchloſſen die breiten Volksmaſſen gewillt
ſind, den Kampf um die Erfaſſung der Sach- oder Goldwerte
u führen, deshalb organiſierten ſie ſchon lange ihren Wider-fand Als der direkte Kampf gegen die Heranziehung

der Sach- und Goldwerte zur Erfüllung des Ultimakums
die Stellung der italiſten eher ſchwächte als ſtärkte,
wechſelten ſie die Taktik. Sie zeigten ſich plötzlich als hilfs-
bereite Freunde. Die „Voſſ. Zeitung“ konnte vorige Woche
mitteilen, daß Jnduſtrie und Banken beabſichtigten, frei
willig für das Reich eine e von mehreren
Milliarden aufzubringen, um die Zahlung der nächſten
Reparationsſummen zu ermöglichen. Wir können dieſe Ab-
z nur ſo einſchätzen, daß die kapitalgewaltigen Kreiſe auf

eſe Art den po u Staat unter ihre wirtſchaftliche
n ſtellen wollten. Es iſt ſchon richtig, wenn der
„Vorwärts“ in auf dieſe Abſichten von einemDanaergeſchenk ſpricht. Es iſt im Jntereſſe des Staates dar
auf zu beſtehen, daß die Heran ung der Sach und Gold
werte auf dem Wege der geſetzlichen Regelung und nicht der
Freiwilligkeit, ſchließlich noch unter Gewährung von be-
ſtimmten Gegenleiſtungen, die durchaus nicht wirtſchaftlicher
Natur ſein brauchen, zu erfolgen hat.

Der ſchwerſte Exiſtenzkampf jedoch, den die deutſche Re
publik führt, drückt ſich aber jetzt aus in dem Konflikt
mit Bayern. Glaubte man vor einigen Tagen noch, daß
der Streitfall durch beiderſeitiges Nachgeben zum Wohle des

en Volkes und im Jntereſſe auch der republikaniſchen
twicklung bald beendigt werden würde, ſo iſt er jetzt mitiller Schaärfe von neuementbrannt. Die Bayern be

haupten, die Schuld läge an der Reichsregierung. Sie
machen in erſter Linie die Bekanntgabe jenes Weismann-
Briefes durch Wirth dafür verantwortlich, der von den bei
München verſchanzten preußiſchen Militariſten und ihrer

mit aller

dicken Freundſchaft mit Poehner und Roth handelt.
Daraufhin im ſtändigen Ausſchuß des bayeriſchen Land
tages der Staatsſekretär Schweizer eine ſcharfe Erklärung

en die Reichsregierung ab, ihm folgte ſpäter der baye-
riſche Sozialminiſter Oswald, der in einer öffentlichen Rede
in München Reichsregierung und Reichskanzler womöglich
noch ſchlimmer m Er behauptete alles Mögliche von
ihr, und wenn ſchon nach bayeriſchen Erklärungen der Weis-
mann-Brief, der dieſen Streit entfachte, die Zuſtände dort
unten in einem unwahrſcheinlichen Lichte darſtellte, ſo wer
den in der Oswaldrede ſolche Unwahrſcheinlichkeiten zu
direkten n der Reichsregierung. Er ſtellte in
ſeiner Rede ferner folgende Forderungen auf:

1. Unter keinen Umſtänden eine Koalition mit den
Sozialdemokraten.
ſel 2. Halten der bisherigen Koalition muß unſer Beſtreben
ein.

3. Zurück zu Kahr!
Die Bayeriſche Volkspartei, die den Miniſterpräſidenten

Kahr ſchon vollſtändig hatte fallen laſſen, hebt ihn alſo
wieder wie wir ſchon am Sonnabend berichten konnten

aufs Schild, und zwar unter dem Druck der Deutſchnatio-
nalen. Die Deutſchnationalen Bayerns, geſtützt durch die im
Reiche, treiben Kataſtrophenpolitik. Auf dem Umwege über
den bayeriſchen Streit wollen ſie die volkstümliche Reichs
regierung Wirth zum Sturze bringen und ein ähnliches,
wenn möglich, noch weiter rechts gerichtetes Kabinett wie in
Preußen zuſtande zu bringen. Das iſt der wahre Grund
der Verſchärfung des Konfliktes.

Die Bayeriſche Volkspartei zieht bewußt mit an dieſem
Strang. Sie ſchiebt immer mehr das Objekt, um das es
ſich ei W dreht, die Aufhebung des immer noch beſtehenden n r in den Hinter-
grund. Jmmer wieder hat die Reichsregierung verſucht,
auf dem Wege der Verſtändigung dahin zu kommen, die
bayeriſche Regierung zu bewegen, aus eigenem Antriebe
dieſe Aufhebung zu verfügen. Die Rückkehr Kahrs würde
die vollkommene Ausſichtsloſigkeit dieſer Verſuche bedeuten,
und wenn das n e nicht durch einen einzigen Bundes
ſtaat malträtieren laſſen wilk, dann müßte in dieſem Falle
der Reichspräſident von ſich aus den Ausnahmezuſtand in
Bayern aufheben und auch die notwendigen Maßnahmen
refſen, daß dieſer Verordnung Folge geleiſtet würde. Eine
Entwicklung der Angelegenheit. die niemand wünſcht im
Intereſſe des einheitlichen deutſchen Staates.

Es hat aber den Anſchein, als ob beide Rechtsparteien
kewußt darauf zuſteuern, dieſe Situation zu erzwingen.

Anders iſt eine Meldung der „Deutſchen Allgemeinen Zei-
tung“ nicht aufzufaſſen. Sie lautet:

„Die Fraktion der Bayeriſchen Volks-
partei hat im Landtag zwei Anträge eingebracht, die
auf die Auſſtellung eines bayeriſchen Staatspräſidenten und
faff die Abänderung des Artikels 48 Abſ. 5 der Reichsver-
faſſung hinzielen. Die Anträge lauten:

I. Der Landtag wolle beſchließen, die Staatsregierung
wird erſucht, baldmöglichſt einen Geſetzentwurf vorzulegen,
der einen Staatspräſidenten an der Spitze
der Staatsregierung vorſieht, dem insbeſondere
das Recht zuſteht, im Rahmen der Beſtimmungen der Reichs
verfaſſung und des S 50 der bayeriſchen Verfaſſung Bayern
nach außen hin zu vertreten, gemeinſam mit dem Präſidenten
des Landtages die Staatsverträge und Landesgeſetze aus-
zufertigen und zu verkünden, dem Landtag die Vorſchlags-
liſte der Miniſter zu unterbreiten und ſie im Einvernehmen
mit dem Landtag zu berufen, die Beamten im Sinne des
8 60 der bayeriſchen Verfaſſung zu ernennen und Straf-
ralege im Sinne des S 51 der bayeriſchen Verfaſſung ergehen
zu laſſen.

2. Der Landtag wolle beſchließen, die bayeriſche Staats-
regierung wolle durch ihren Vertreter im Reichsrat eine

Geſetzesvorlage beantragen, nach der gemäß Art. 48
Abſ. 5 der Reichsverfaſſung die dem Reichspräſi-
denten gemäß Art. 48 Abſ. 2 verliehenen Machtbefugniſſe
dahin beſchränkt werden, daß ſie in keine Hoheits-
rechte eines Landes eingreifen dürfen und
insbeſondere der Vollzug eines vom Reichspräſidenten
jeweils verhängten Ausnahmezuſtandes Sache der Landes-
regierung bleibt und lediglich im Falle der Weigerung einer
Landesregierung ihm das Recht zuſteht, die Entſcheidung des
Reichsrates herbeizuführen.“

Selbſt die „D. A. Z.“ warnt vor dieſen Abſichten. Der
Konflikt, auf dieſe Art und Weiſe auf die Spitze getrieben,
würde „der Anfang vom Ende der Reichseinheit werden“.
Und das iſt die wahre Bedeutung des Treibens dort unten
in Bayern. Namentlich die Deutſche Volkspartei wird in
den nächſten Wochen zu zeigen haben, ob ſie die deutſchnatio
nale Politik, lieber das Reich zu zerſchlagen, wenn es eine
Republik bleiben will, noch weiter mitmachen will.

Für uns Sozialdemokraten gilt aber das Gebot, alles
zu tun, um das Schlimmſte zu vermeiden. Die Stunde des
Zerfalls der Reichseinheit darf niemals ſchlagen. Das
bedeutet ſchärfſten Kampf den Reaktionären aller Richtung
und an allen Orten.

Cröffuung des Parteitages.
Görlitz, den 18. September 1921.

Drei große Fahnenpaare begrüßen den Parteitag. Am Bahn-
hof, beim Eintritt in die Stadt, leuchten die ſchwarzerot goldenen

arben der Republik. Vor der Stadthalle flattern an hohen
Maſten zwei rote Fahnen. Deutſchnationale Bubenhände haben
ſich in der Nacht vor dem Parteitag an ihnen vergriffen, an der
linken Fahne die Qugſten abgeſchnitten und ein großes Loch in
den Stoff geſäbelt. Die Wachſamkeit der Görlitzer Genoſſen und
der Schutzpolizei hat einen der Täter dingfeſt gemacht. Schon
van vor der feſtgeſetzten Eröffnungsſtunde drängen ſich die
Ma ſen der Zuhörer, der Delegierten und Gäſte in die Stadthalle.
Bald iſt der Raum h Kurz nach 6 Uhr beginnen die
Klänge der Orgel Bachs Toccata und Fuge in EMoll und darauf
tragen die rer Sänger Uthmanns Männerchor „Sturm“
wirkungsvoll vor, durch reichen Beifall belohnt. Nach dem Vor
trag eines Prologes von Preczang ergreift, beifällig begrüßt, der
79jährige Veteran der Görlitzer Arf eiterbewegung, der lang-
jährige Vorſitzende und Reichstagskandidat des Görlitzer Kreiſes,
Genoſſe Hugo Keller das Wort, und heißt den Parteitag im
Namen der Görlitzer opganiſierten Arbeiterſchaft herzlich will-
kommen. Er plaudert aus der eigenen Erinnerung über den
Aufſtieg der Partei, über die jahrzehntelange, opferreiche Arbeit,
du ch die ſie zur jetzigen Macht entwickelt wurde, ſeit dem Jahre
1868, wo ſich die erſten 33 Genoſſen zur politiſchen Organiſation des
Proletariats zuſammenfanden. Erſt nach dem Fall des Sozialiſten
geſetzes ſchufen wir uns auch in Görlitz ein eigenes Blatt und Her-
mann Müller wird mit gemiſchten Gefühlen an die Zeit zurück-
denken, wo er damals in Görlitz in einem kleinen Raum als
Redakteur, Geſchäftsführer und Expedient in einer Perſon ar-
beiten mußte. (Heiterkeit.) Möge der Parteitag, der in ernſter
g pt. die Sturmkraft ber Partei neu beleben. (Lebhafter

eifall.
Hermann Müller: Keller iſt einer unſerer Alten, den der

Kampf in der Partei ſo wunderbar friſch erhalten hat. Vielleicht
hat dieſer Kampf es ihm überhaupt erſt ermöglicht, ſich bis in
das 79. Jahr ſo wacker zu halten. (Beifall.) Kellers Rede hat
uns gezeigt, daß aug in dieſem Bezirk die Arbeitermaſſen auf
unſerer Seite ſind. ie hat man unz von links her gehöhnt, als
Partei der Beamten. der Angeſtellten und Kleinbürger. Aber die
letzten Tage, insbeſondere die Generalverſammlung des großen
Metallarbeiterverbandes in Jena, haben gezeigt, daß die Ar-
beiter nach wie vor auf unſerer Seite ſind. (Bei-
fall.) So wird es auch bleiben. und in dieſem ſtolzen Bewußt-
ſein können wir auch in dieſem Jahre an das ſchwere Werk gehen.
Wenn wir die Mehrheit und die Macht haben, wollen wir unſere
ſozirliſtiſche Weltanſchauung rein durchſetzen. Wenn wir heute
noch nicht ſo weit ſind, ſo liegt das nicht zuletzte an der verfluchten
Zerſplitterung der deutſchen Arbeiterbewegung. Bis wir zu un
ſerem Ziele kommen, haben wir noch ſchwere Arbeit zu
leiſten, um das republikaniſche Staatsweſen zu feſtigen. Jn den
nächſten Jahren iſt nür eine Koalitionspolitik möglich,
in der ſich die Weltanſchauungen der beteiligten Parteien nur in
Prozenten ausdrücken können. Das ſollten ſich alle merken,
denn das gilt für jede Partei. Was wir zur Feſtigung unſeres
ren Staatsweſens. noch zu leiſten haben, haben uns
die letzten Wochen deutlich gezeigt. Erzberger, der ſich nach demmilitäriſchen Zuſammenbruch elbſttos auf den Boden der Repu-

blik ſtellte, iſt von feigen Buben der Brigade Ehrhardt ermordet
worden. (Pfuirufe.) Die Atmoſphäre für den Mord wurde ge-
ſchaffen durch die infernaliſche Hetze der Deutſchnationalen in
den letzten Jahren. (Stürmiſche Zurufe.) Jhnen iſt es vorbehalten
eblieben. den Mord zum politiſchen Kampfmittel zu erheben.

iſt Pflicht der Selbſterhaltung der Republik. die Mörderzen-
tralen mit allen Mitteln unſchädlich zu machen. (Beifall.) Wi-
müſſen durchſetzen, daß im Reich und in den Ländern eine
demokratiſche Verwaltung durchgeführt wird. Wir müſſen
vor allen Dingen, darüber kann kein Zweifel ſein, wieder in die
preußiſche Regierung hinein. (Beifall.) Der Weg dazu muß ge

funden werden, und wird er nicht gefunden, dann gehen wir
nicht nurin den Ländern. ſondern auch im Reich in die
ſchärfſte Oppoſition, und werden dann den bürgerlichen
Parteien Gelegenheit geben, den Unterſchied kennen zu lernen
zwiſchen der Zalinng die wir einer früheren bürgerlichen Regie-
rung gegenüber im Reichstag eingenommen haben und dem, was
wir unter ſchärfſter Oppoſition verſtehen. (Sehr gut!) Die ge
ſamte Exekutivel liegt nach der Reichsverfaſſung noch in den
Händen der Einzelſtaaten. Wir müſſen den kommenden
Dingen entgegenſehen und uns nicht verhehlen, daß Kräfte am
Werk ſind, die es nach einem neuen militäriſchen Putſch gelüſtet
Das ganze Auftreten der militariſtiſchen Clique nützt im Grunde
niemand mehr. als den Nationaliſten in Frankreich,
den Foch und Nollet, die nur auf das Zuwerfen der Bälle warten.
Der Aufmarſch der Arbeiter am 31. Auguſt hat gezeigt, daß ſie
die Macht ſind und niemand ſie ungeſtraft reizt. Wir müſſen uns
nicht damit begnügen, von Zeit zu Zeit zu zeigen, daß wir Herren
der Straße ſind, wir müſſen zeigen, daß wir Herren im Hauſe
ſind. (Beifall.) Vor uns liegt ein Steuerprogramm von
einem Umfang,. wie es noch nie einem Volke vorgelegen hat.
Hier gilt es r zu ziehen und auch diejenigen hart
anzufaſſen, die in vaterlandsloſem Geiſt dem Reiche die Deviſen
wegkaufen. um ſie für ihre Zwecke auszunutzen. Wir nennen
uns mit Stolz die alte Partei. Trotz unſeres Alters haben wir
unſere Aktivität bis zuletzt gezeigt. Möge die Arbeit des Partei-
tages, den ich hiermit namens des Parteivorſtandes für eröffnet
erkläre, uns den Weg erkennen helfen, zum weiteren Aufſtieg der
Partei und zum Nutzen aller ſchaffenden Kräfte unſeres ſchwer
geprüften Vaterlandes. (Stürmiſcher, langanhaltender Beifall.)
Der Parteitag konſtituiert ſich.

Zu Vorſitzenden werden einſtimmig gewählt Otto Wels
und Paul Taubadel. Wels dankt und übernimmt den Vor-
ſitz. Zu Schriftführern werden gewählt: Frau Bollmann (Halber-
ſtadt), Vogel (Hamburg), Lutz (Worms), Mache (Breslau),
Emil Fiſcher (Nürnberg). Zimmermann (Altenburg).
Bros witz (Frankfurt a. M., Bethge (Berlin), Pinkert
(Dresden). Zur Mandatsprüfung und Beſchwerdekommiſſion wer
den gewählt: Kirchner (Altona), Hartwig (Stettin),
Hirdes (Hagen), Schaffner (Hannover), Trinks (Karls
ruhe), Voigt (Brandenburg), Hünlich (Rüſtringen), Anna
Berthold (Köln), Wim mer (München).

Ohne Debatte wird die alte Geſchäftsordnung wieder ge
nehmigt und die Tagungszeit von 9 bis 1 und von 3 bis 6 Uhr
feſtgeſetzt.

Beratung der Partelinſtanzen.
Am Sonnabend traten in Görlitz Parteivorſtand, Par

teiausſchuß und Kontrollkommiſſion zuſammen, um in ge-
meinſamer Beratung die Arbeiten des Parteitages vorzu-
bereiten. Zunächſt wurde der am 1. September erfolgte
Wiedereintritt des früheren preußiſchen Miniſterpräſidenten
Otto Braun in den Parteivorſtand einmütig begrüßt.
Die Tagesordnung des Parteitages ſoll möglichſt n er
weitert werden, weil die Beratungszeit ſchon fehr belaſtet
iſt. Doch dürfte es vorgeſchlagen werden, daß beim Be
richt der Reichstagsfraktion, den bekanntlich
Hoch erſtattet, zwei Fragen ausgeſchieden und vor der all
gemeinen Debatte erörtert werden. nämlich die Steuer
frage, zu der einleitend Keil- Stuttgart ſprechen dürfte,
und die neue Teuerungswelle, über die Georg
Schmidt vom Landarbeiterverband einleitend referieren
wird. Die Frage der Beteiligung der Sozialdemokraten
an der Regierung und der h stion wird vorausſichtlich nicht beim Bericht der Reichstag
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fraktion behandelt werden, well ja auch die Koalitionen in
den einzelnen Ländern nicht zur Debatte ſtehen, ſondern
beim Vericht des Parteivorſtandes, den r Krüger
erſtatten wird. Jm übrigen ſoll dem Parteitag vorge-
ſchlagen werden, eine vollſtändige Umſtellung der Tages-
ordnung vorzunehmen und die Erörterung des
neuen Parteiprogramms an die Spitze zu ſtellen,
damit, falls der Parteitag aus ſeiner Mitte eine neue Pro
gramm Kommiſſion wählen will, dieſe Kommiſſion dem
Parteitag noch Bericht erſtatten kann. Die Eröffnungsrede
des Parteitages wird Hermann Müller halten, deſſen
politiſche Laufbahn bekanntlich von d ausgegangen i
Als Vorſitzende des Parteitages werden Wels und Taub-
adel vorgeſchlagen werden.

Reſchsfrauenlonferenz.

Erſter Tag.
Görlitz, den 17. September 1921.

Die ſozialdemokratiſche u r trat am heuti-
gen Sonnabend püntitlich um 10 Uhr zuſammen. Frau Juchacz
eröffnete die R und ſprach ihre Genugtuung darüber aus,
daß die ſtarke Beſchickung der Konferenz das fortdauernd rege
Intereſſe der r an der Frauenfrage zeigt. Jm
AKamen des Parteivorſtandes wird die Konferenz begrüßt von
Adolf Braun. Frauen müſſen mit Herz und Hand dabei gr.
wenn der Sozialismus vorwärts dringt und ſeine letzten Jiele
verwirklichen will. Frau Klügel-Görlitz begrüßt die Frauen
lonferenz im Auftrag des Bezirksiomitees und des ſozialdemo
lratiſchen Vereins Görlitz ſowie im Namen dor ſozialdemo-
tratiſchen Frauen und Männer Niederſchleſiens. Nach dem
Vortrag eines Prologes konſtirüierte ſich die Frauentonferenz durch
die Wahl von Frau Ottilie Bader, Maſie Juchacz, FrauHauke-Kattowitz. Frau Schröder-Altona, als Schrift
führerin Frau Johanna Teſch- Frankfurt a. M., Schulte
Köln. Hilde Müller und Luiſe Kähler- Berlin. Be-
ratungsgegenſtand iſt

Die Frau in der Gemeinde.
Des einleitende Referat hält Stadtrat Wutzkye BVerlin: Die
repolutionäre Umwälzung 1918 hat uns wenigſtens inſofern ein
Stück vorwärts gebracht, als die Rechte und politiſchen Freiheiten
der Frauen weſentlich vermehrt wurden. Das heißt abo keines-
wegss, daß wir kurz vor Erreichung des ſogaliſt ſchen Zieles ſtehen.
Nur Kindesköpfe glauben, daß man den Aufbau der ſozialiſtiſchen
Gemeinwirtſchaft durch raſche, revolntionäte Schläge erreichen
iann. Verwaltung und Wirtſchaft können nur allmählich aus-
gebaut werden. Die Bedeutung unſeter Tätigreit in den Gemein-
den wird noch immer nicht richtig eingeſchätzt. Gemeindeverwal-
tung und Gemeindewirtſchaft ſind die Stellen der ganzen Veewal-
ung und des öffentlichen Wirtſchaftöslebens. Hier werden die
Angelegenheiten des täglichen Lebens bis zu den gewöhnlichen
Dingen herab geordnet. Bedauerlicherweiſe findet man auch heute
noch, und nicht nur in bürgerlichen Kreiſen die falſche Auffaſſung,
ab die Frau ſich für dieſe Tätigkeit nicht eignet. Jm Gegenteil
haben ſich die Frauen während des Krieges in der Gemeindearbeit
ſehr bewährt, und es iſt bedauerlich, daß ſie ſich nach Kriegsende
baben wieder zurückdrängen laſſen. Die Frauen haben dutchaus
inwandfreie und tüchtige Leiſtungen vollbracht. Sie gehören
nicht nur in die Kommiſſionen, ſondern auch in die Gemeinde
dersretungen. in denen Grundſatz und Richtlinien der kommunalen
Wirtſchaft beſtimmt werden. Es iſt Aufgabe der Sozialdemokratie,
die Gleichberechtigung der Frau auch praktiſch zu verwirl lichen
und ohne Unterſchied jeden tüchtigen Menſchen an ſeinen Platz
zu ſtellen. Jhre Aufgabe iſt es, den Kampf dafür mit aller
Energie aufzunehmen. (Lebhafter Beifall.)

Der Referent legt folgende Theſen vor:
1. Jn der revolutionären Umwälzung des Jahres 1918 hat

die Arbeiterklaſſe die Rechte und Freiheiten der Männer und
Frauen ausgeſprochen, welche für die Eroberung der politiſchen
Macht der emokratie unerläßliche Porausſetzung ſind. Da zur
Erlangung der ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsform aber vor allemdie Umgeſtaltung der kapitaliſtiſchen in eine Gemeinwirtſchaft

notwendig iſt, ſo muß in Stadt und Gemeinde der Kampf um
dine mit aller Energie aufgenommen und durchgeführt

werden.
2. Bei der beſonderen Bedeutung und Vielgzeſtaltigkeit der

Aufgaben der Kommunalwirtſchaft, die in hohem Maße den
Bedarf des täglichen Lebens entſcheidend beeinflußt, iſt es ins
beſondere von großem Wert, daß die proletariſchen Frauen in
der Gemeindeverwaltung den Platz einnehmen, der ihnen als

ausfrau zukommt. Der entſcheidende Einfluß der Frau iſt in
der Gemeindewirtſchaft ſchlechthin unentbehrlich. Jhre Mit
arbeit in allen Gemeindeverttetungen, Verwaltungsdeparte-
e und Kommiſſionen muß daher nachdrücklichſt gefordert
werden.

c c T

Die zweite Berichterſtatterin Frau Schöfer ſpricht über die
ſoziale Frauenarbeit in der Gemeinde,

Soziale W beit jſt Hilfe und Schutz für das Menſchenleben.
Eignet ſich der männlichen Art mehr der Kampf. ſo hat die Frau
mehr Verſtändnis dafür, Menſchenleben zu ſchützen und zu be
wahren. Hat der Mann mehr Verſtändnis für Güterwirtſcha
und Produition, ſo eignet ſich die F au mehr für die Wettendes menſchlichen Schickſals. Ju den wichtigſten Fran enauſgag

in der Gemeinde gehört der Mutterſchutz. Es muß hygieniſ
und juriſtiſche Beratung erteilt werden. Für den Arbeite-
ri n u kann die Frau in der Gemeinde wir ſame Vor
arbeit leiſten, indem ſie darauf dringt, daß ſyſtematiſche Unter
luchungen über die geſundheitsſchädigenden reren gewiſſer
Frauenbeſchäftigungen angeſtrebt werden. n den Kreis der
ſozialen Frauenarbeiten der Gemeinde gehört auch die ganze Für-
ſorge für die Jugend vom Säugling bis zu den gefährdeten Halb-
erwachſenen. Jene bloße Ermittelungstätigkeit
ohne wiriliche Hilfe ruft nur Ablehnung und Bitterkeit
hervor. Das kommende Reichsiugendgeſetz wird freilich nicht viel
mehr enthalten. als den Befehl zur Errichtung von Jugend
ämtern. Das Jugendamt iſt die Fürſorge er die Säuglinge und
Kleinkinder, für die Schulkinder und die Schulgeſundheitspflege,
die Hortfrage, die Ferienkolonien. Wenn wir bedenken, daß von
2 Millionen Säuglingen, die geboren werden, 35 n. dann
begreifen wir die ganze Wichtigkeit der Säuglingsfürſorge. Der
G richtung von Krippen iſt auch für die Erntezeit auf dem Lande
notwendig. Der Frau in der Gemeinde fällt aber als ebenſo wich-
tige Aufgabe auch die Fürſorge für Kranke und
Schwache zu. Die Frau muß aus ſozialen Gründen für Mini-
mallöhne, für Wohnungs- und Fabrikhygiene eintreten und den
Spitälern, Krankenhäuſern und Hauspfleges ganiſatjonen be
ſondere Aufmerkſamkeiten ſchenten. Alles dies hängt auf das
engſte mit der Wohnungsfrage zuſammen und gehört in den Auf-
gabenkreis der ſozialiſtiſchen Frau bei der ſtädtiſchen Wohlfahrts
pflege. (Lebehafter Beifall.)

d Als dritte Referentin ſprach Frau Wachen heim Berlin
über

Vereinstätigkeit in der Gemeinde, in den Frauenvereinen,
den Wohlfahrtsvereinen, in den Bildungsvereinen.

Mit Recht lehnen die ſozialdemokratiſchen Frauen es ab, in vie
neutralen Vereine der bürgerlichen Frauenbewegung herein-
zugehen, die nicht einmal die einfachſten weiblichen und menſch-
lichen Eefühle zum Ausdruck bringen können. 3. B. billigt Helene
Lange die Waßregelung von Lehrerinnen, die un-
cheliche Mütter werden mit der platten Ausrede, daß heute nun
einmal die Geſellſchaft in der unehelichen Mutterſchaft eine Ver-
feblung erblickt. Glücklicherweiſe fügen wir uns nicht einer Ge-
ſellſjd,aftsauſſaſſung, die n am Abſterben iſt. (Sehr wahrl)
Deswegen können wir doch bei einer Veranſtaltung, z. B. bei einer
Kundgebung für einen weiblichen Arbeitsnachweis, mit einer Frau
an der Spitze mit ſolchen Vereinen zuſammengehen. Auch in den
Hausfrauenvereinen, die ſich immer mehr zu reinen
Arbeitgeberorganiſationen entwickeln, iſt für uns
kein Platz. Die Wohlfahrisvereine leiſten zum Teil wertvolle
Arbeit, aber dennoch müſſen wir ſtreng darauf achten, daß nicht
minderwertige Vereine Gemeindemittel aufzehren. Alle Vereine
müſſen in die Gemeindewohfahrtsämter eingegliedert werden. Als
Wohlfahrtsverein ſelbſtändige Fürſorge zu treiben, lehnt unſere
Organiſation ab, vielmehr betätigt ſie ſich im Dienſt der öffent
lichen Körperſchaften und ſtellt ihre Kräfte zur Verfügung.

Jn der Volksbildungarbeit können wir noch nicht ſobald
durchſetzen, daß die öffentlichen Körperſchaften ihte Pflichten an-
erkennen. Hier brauchen wir auch die freiwillige itarbeit
weiteſter Arbeiterkreiſe. Gegenüber allen Beſtrebungen, Volks-
bildungsämter zu gründen und die ganzen Volksbildungs-
beſtrebungen zuſammenzufaſſen, glaube ich dennoch, daß die
Bildungsarbeit nur vorwärts kommt, wenn wir ſie vorläufig auf
die Organiſationen der Arbeiter ſtützen. Auch dabei
muß die Gemeinde die Zelle der künftigen Gemeinſchaft bleiben, die
wir erſtreben, und alle unſere Beſtrebungen müſſen auf dieſe künf-
tige Gemeinſchaft hinzielen. (Lebhafter Beifall.)

Jn der Debatte über die drei Referate begründet Frau
Quark-Hammer'chlag einen Antrag zu Gunſten umfaſſender
ſozialer Bevölkerungspolitik, insbeſondere für Einführung der
ärztlichen Melderflicht für alle Geſchlechtskrankheiten, Abänderung
der S8 218 u. 219 des Strafgeſetzbuches, Beſeitigung der Verfolgung
unehelicher Mütter, die Beamte oder öffentliche Angeſtellte in
ſowie auch Beitritt des Deutſchen Reiches zum Jnternationalen
Abkommen über Beſchäftigung und Pflege der arbeitenden
Mütter. Zugleich wendet ſich der Antrag gegen die Verſchleppungs-
taktik und frauenfeindliche Haltung der meiſten deutſchen Staaten
unter Führung Bayerns im Reichsrat, wo z. B. das Geſetz über
die Geſchlechtskrankheiten ſchon ſeit dem 1. März 1920 zur Vegut-
achtung ruht. (Hört! Hört!)

Frau Schelling-Döbeln erſtattet den Bericht der Man-
datsprüfungskommiſſion, Es ſind genau 100 Delegierte (14 männ-
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Mozatt am der Reiſe noch Pa.
Novelle von Eduard Mörike.

(7. Fortſetzung.

Ter Komponiſt, welcher in ſolchen Fällen der Freund-
ſchaft oder dem Dergwägen leicht zehnmal m hr, als hier
gefordert war, zum Opfer brachte, beſann ſich nicht lange:
er ſagte dieſen sinen halben Tag mit Freuden zu, da
gegen ſollte morgen mit dem Früheſten die Reiſe fort
geſetzt werden. Graf Max erbat ſich das Vergnügen,
Madame Mozart abzuhelen und alles Nötige im Wirts-haus äbgumagten, Er ging; ein Wagen ſollte ihm gleich

auf dem Fuße nachfolgen.
Von dieſem jungen Mann bemerken wir beiläufig,

daß er mit einem von Vater und Mutter angeerbten hei-
teren Sinn Talent und Liebe für ſchöne Wiſſenſchaften
verband und ohne wahre Neigung zum Soldatenſtand
ſich doch als Offizier durch Kenntniſſe und gute Sitten
hervortat. Er kannte idie franzöſiſche Literatur und er-
warb ſich zu einer Zeit, wo e Verſe in der höhe-
ren Geſellſchaft wenig galten, Lob und Gunſt durch eine
nicht gemeine Leichtigkeit der poetiſchen Form in der
Mutterſprache nach guten Muſtern, wie er ſie in Hagedorn,
in Gön und andern fand. Für heute war ihm nun, wie
wir bereits vernahmen, ein beſonders etfreulichet Anlaß
geworden, ſeine Gabe zu nutzen.

Er traf Madume Mazart, mit der Wirtstochter prau-
dernd, vot dem gedetkten Tiſch, wo ſie ſich einen Teller
Suppe vorausgenommen hatte. Sie war an außerordent-
liche Zwiſchenfälle, an kecke Stegreiſſprünge ihres Man
nes zu ſehr gewöhnt, als daß ſie über die Erſcheinung
und den Auftrag des jungen Offiziers mehr als billig
hätte betreten ſein können. Mit unbvetſtellter Heiterkeit,

znnen und gewandt, beſprach und ordnete ſie unum agules Erforderliche u Es wurde umgepackt,

der der k entlaſſen; ſie machte ſich ohne
zu große Aengſtlichkeit in Herſtellung ihter Loilette, fer
tig und fuhr mit dem Begleiter wohlgemut dem Schloſſe zu
nicht ahnend, auft ſanderbare Weiſe ihr Gemahl
0 des eilt dane

und auf das beſte unterhalten. Nach kurzer Zeit ſah er
Eugenien mit ihrem Verlobten: ein blühendes, höchſt
anmutiges, inniges Weſen. Sie war blond, ihre ſchlanke
Geſtalt in karmviſinrote, leuchtende Seide mit koſtbaren
Spitzen feſtlich gekleidet, um ihre Slirn ein weißes Band
mit edlen Perlen. Der Baron, nur ein wenig älter als
ſie, von ſanftem, offenem Charakter, ſchien ihrer wert
in jeder Rückſicht.

Den erſten Aufwand des Geſprächs beſtritt, faſt nur
zu freigebig, der gute, launige Hausherr vermöge ſeiner
etwas lauten, mit Späßen und Hiſtörthen ſateſam geſpick-
ten Unterhelting w. iſe. Es wurde n Eif ſchung n gereicht,
die unſer Reiſender im mindeſten nicht ſchonte.

Eines hatte den Flügel geöffnet, „Figaros Hochgeit“
lag aufgeſchlagen, und das Fräulein ſchickte ſich an, von
dem Baron akkompagniert, die Arie Suſannas in jener
Gartenſzene zu ſingen, wo wir den Geiſt der ſüßen Lei-
denſchaft ſtromweiſe, wie die gewürzte ſommerl ſche Abend-
luft, einatmen. Die feine Röte auf Eugeniens Wangen
wich zwei Atemzüge lang der äußerſten Bläſſe; doch mit
dem erſten Ton, der klangvoll über ihre Lippen kam, fiel
ihr jede beklemmende Feſſel vom Buſen. Sie hielt ſich
lächelnd, ſicher auf der hohen Woge, und das Geführ
dieſes Moments, des einzigen in ſeiner Art vielleicht für
alle Tage ihres Lebens, begeiſterte ſie billig.

Mozart war offenbar überraſcht. Als ſie geendigt
hatte, trat er zu ihr und fing mit ſeinem ungezierten
Herzensausdruck an: „Was ſoll man ſagen, liebes Kind,
hier, wo es iſt, wie mit der lieben Sonne, die ſich am
beſten ſelber lobt, indem es gleich jedermann wohl in ihr
wird! Bei ſolchem Geſang iſt der Seele zumut wie dem
Kindchen im Vad; es lacht und wundert ſich und weip
ſich in det Welt nichts Beſſeres, Uebrigens glauben Sie
mir! Unſereinem in Wien begegnet es nicht jeben Tag,
daß er ſs lauter, ungeſchminkt und warm, ſa komplelt
ſich ſelber zu hören bekommt.“ Damit erfaßte er ihre
Hand und küßte ſie herzlich. Des Mannes hohe Lie-
benswürdigkeit und Güte nicht minder als das chrenvolle
Zeugnis, wodurch er ihr Talent auszeichnete, ergriſt

Ter befand ſich inzwiſchen bereits ſehr b hag'ich daſelbſt

liche und 86 weibliche) aus 32 Bezirken anweſend. Alle Mandat
werden für gültig erklärt.

Hierauf tritt die Mittagspauſe ein.

Nachmittags Sitzung.

Frau Schreiber-vBerlin,
ſchleppung des

beklagt die Ver.

n Mutter ein.

6 e Blet der Geſchlechts
tron n r. uezet enbeſtimmungen, welche 5 regiert verheirgteter Frauen
zum großen Teil unmöglich machen, müſſen endlich fallen. Die
Betriebsräte ſind den en gegenüber tionärer als die
Beamten.den Ebert Stuttgart bittet um Unterſtützung der Ge
noſſinnen zur Beſeitigung des S 218 des Strafseſetzbuches. Die
Abonnentenzahl der Gleichheit iſt in der letzten Zeit von 150 000
auf 160 000 geſtiegen.

Frau Oeſter reicher wünſcht in den Schulen und auch bei
den erwachſenen Frauen Aufllärüngsarbeit in Bezug auf körper
liche und fordert ein Geſetz, das bei der Eheſchließung ein

nGeſundheitsatteſt vorſchreibt.
Frau Wolff: Den Frauen fehlt noch das Selbſtbewußtſein,

ihre Fähigkeiten an leitender Stelle in den rdergerund zu
bringen. (Sehr richtig!) Gerade die Kommune iſt das wichtigſte
Tätigkeitsfeld der Frau. Jnnerhalb der Frauenorganiſationen
ine z viel zu viel Kleinigkeitskrämerei. (Lehhafte Zu

minung
Begier- Hamburg vertritt den Antrag Hamburg auf Er-

trichtung von prfraueborgan ſattonen ntrag e wy
aus nicht überflüſſig. Vertretungen der Hausfrauenberufsorgani
ſationen würden als Vertretungen der Hausfrauen in den Reichs
wirtſchaftsrat und in die allgemeinen Konſumentenkammern, alſo
in offizielle Einrichtungen des Staates, berufen. Bisher gibt es
nur bürgerliche Hausſrauenberufsorganiſationen, deshalb iſt ein
Gegengewicht notwendig.

Frau Wartenders-Altena: Wir haben in Altona denBau einer a Entbindungsanſtalt und den Bau eines Kinder-

heims durchgeſett.
Frau Hanna: Die Arbeitsvermittelung und die Berufs

beratung wird von den Frauen noch zu wenig beachtet.
Frau Rademeier- München: Die Gleichboxechtigung der

Frau wird ſolange nur auf dem Papier ſtehen, bis die Frauen ſie
ſich erkämpft haben.

Frau Toni Pfül f- München Jch komme in bürgerliche Kreiſe
öfters, weil ich ihre chineſiſche Mauer durchbrechen möchte. Die
Bürgerlichen ſind nicht ſchlechter als wir, ſi in 83 arg
beſchränkten Kreiſe oroß geworden. Sie mülſſen Mitkämpferinnen
P Auch bei uns ſtößt man zuweilen auf den größten Wider
tand.

Genoſſe Freuvenberger- v Die Zentraliſation
der Wohlfahrtsorganiſationen, wie ſie Genoſſin Wachenheim for
dert, wird in der er an den ierigteiten ſcheitern. Unſere
eigenen Töchter müſſen wir als Sozialbeamtinnen heranbilden.

Frau Schroeder Altona: Jch verſpr mir nichts von
der Arbeitsgemeinſchaft mit den bürgerlichen Frauen

Damit ſchließt die Dehatte. Es folgen die Schlußworte der
dann werden die Verhandlungen auf Sonntag,

8 r, vertagt.
Hauptausſchuß für Ardeiterwohlfahrt.

Jn der erſten beſchließenden e ä In
lung des Hauptausſchuſſes für die Arbeiterwohlfahrt, die inGsttth am 16. September tagte, referierte Genoſſin Juchacz

g reet die Erfahrungen det Verg u eit in derrbeiterwohlfahrt und ihre uzanwendung'“.
Ste betont vabei, daß die Sozialdemokraten in der Wohlfahtks-pflege nicht als Reulinge daſtänden, ſondern er v riege und
während des Krieges eine Unſumme ſozialer Arbeit geleiſtet
hätten. Es komme aber jetzt darauf an, alle Kräfte innerhalb

der Wohlfahttspflege e Schondie Ausführung der einzelnen e den Ländetnerfordere einen orggniſatoriſchen Appadal. Daher müſſe auchdie So ſaldemotratiſge Partei ebenſo wie die qnd rteien
eine Organiſation für die Wohlfahrtspftege g. die Zu
ſammen mit den anderen Einti gisr guf dein Wohlfahrts-gebiete arbeiten, und zwar unter Bei etetaſfun ler
parteipolitiſchen Tleemeihſhr n könne
dieſe Arbeit nur von den ſozialdemokra on nhanſchauungen
aus geleiſtet werden. Der Hauptausſchuh füt Ar erſ ri,
der am 18. Dezember 1919 gegtünde r iſt, hade ſich vor
läufige Richtlinien geſchaffen, die ein Progrämm darſtellen.
Obetſter Grundſatz ſei die Zuſammenfaſſung aller in dex Wohl
W pieg tätigen Männer und Frauen. Jn der Wohlfahrts-
pflege gebe es wie auf allen anderen Gebleten kein onderebiete für die Frauen und für die Männer. Der ha taus

t n e auf die Otgäniſat e d e
e 7

chuß lehne ſich
orgäniſatiot an. Er als ein dveſöndeter Arbeitsz der

Eugenien mit jener unwiderſtehlichen Rührung, die einem
leichten Schwindel gleicht, und ihre Augen joöollten ſich
plötzlich mit Tränen anfüllen.

Hier trat Madame Mazzart zur Türe herein, und
gleich darauf neue Gäſte, die nan erwartet
hatte: eine dem Haus ſehr eng verwanbte freiherrliche
Familie aus der Nähe init einer Tochter, Franziska, die
ſeit den Kinderjahren mit der Braut durch die zärtlichſte
Freundſchaft verbunden und hier wie daheim war.

Man hatte ſich allerſetts begrüßt, umarmt, beglück
wünſcht, die beiden Wiener Gäſte vorgeſtillt, und Mozart
ſetzte ſich an den Flügel. Er ſpielte einen Teil eines
Konzertes von ſeiner Kompoſition, welches Eugente ſoeben
einſtudierte.

Die Wirkung eines ſolchen Vortrages in einem klei
nen Kreis, wie der gegenwärtige, unterſcheidet ſich na
türlicherweiſe von jedem ähnlichen an einem öffentlichen
Orte durch die unendliche Befriedigung, die i der un
mittelbaren Berührung mit der Perſon des z
und ſeinem Genius innerhalb der hänslichen bekannten
Wände liegt.

Es war eitßes jener glänzenden Stücke, worin die
reine Schönheit ſich einmäl, wie aus Laune, freiwillig i
den Dienſt der Eleganz begibt, ſo aber, daß ſie, gleichſam
nur verhüllt in dieſe mehr willklirlich ſpielenden Fotmen

und hinter eine Menge biendender Lichter verſteckt, doch
in jeder Bewegung ihren eigenſten Adel vekrät Und ein
herrliches Pathos verſchwenderiſch ausgießt.

Die Gräfin machte ſich die Bemerkung, daß die mei
ſten Zuhörer, vielleicht Eugenie ſelbſt nicht ausgenom
men, trotz der geſpannteſten Aufmerkſamceit und aller
feierlichen Stille während eines dezaubernden S,iels doch

Auge und r w. a waten, In inwill
ürlicher Besbachtung des Komponiſten, ſoiner chlichten,

beinahe ſtelfen Körpexhaltung, ſeines gutmü Ge
ſichts, der runbli r er kleinen e war
es gewiß auch nicht leicht möglich, dem Zudrang tauſend
facher Kreuz und Ouergedanken über den Wuſtdermans
zu widerſtehen.

(Woxtſegung folgt.

zuſammenzufaſſen.

eren



avon,

Feredeit anzuſehen ohne daß deswegen die parteipolitiſche
inſtellung in den Vordergrund geſchoben werde. Aber genau

wie die ildungs arbeit erfolge, müſſe auch für
die Wohlfahrtspflege ein beſonders organiſierter Apparat
geſchaffen werden, der dann mit allen anderen Organiſationen
auf dieſem Gebiete ebenſo zuſammenzuarbeiten habe, wie das im
Zentralauesſchuß für die Auslandshilfe geſchehen ſei. Die
Schulung der in der Wohlfahrtspflege tätigen Kräfte ſtelle eine
der Hauptaufgaben des Staug es dar. Auf dieſem Gebiete
müſſe auch eine große Arbeit geleiſtet werden. Die Erſetzung der

r durch Stipendien ſei nicht ohne Gefahren. Eine
Schulungsmöglichkeit, wie ſie in den Sonderlehrgängen geboten
werde, müſſe vorhanden ſein. Selbſt mit Hilfe von Stipendien
ſei es einer Reihe von für die Wohlfahrtsarbeit prädeſtiniertenSrauen nicht möglich, die ſoziale Frauenſchule zu beſuchen Das

Beſtreben des Hauptausſchuſſes müſſe es ſein, durch beſondere
Maßnahmen auszumerzen, was an Benachteiligung der
n hochſtrebenden Kräfte vor-zanden ſei. Die jetzige Zeit iſt Uebergangszeit. Wichtig für die
Arbeit der Orts- und Bezirksausſchüſſe iſt die Mitwirkung an der
Hand eines genauen Rezeptes. ie Genoſſen und Genoſſinnen
müſſen ſich gegenſeitig unterſtützen und in enger Fühlung mit demHauptausſchuß bleiben. Eine vereinsmäßige Organiſationsform
empfiehlt ſich nicht.

Nach einer ausgedehnten Debatte, an der ſich Redner aus
allen Gegenden Deutſchlands beteiligten und die wertvolle Einzel-
anregungen brachte, wurden die vorliegenden Anträge dem
Hauptausſchuß überwieſen.

Preußiſche Regierung und Weißmannbericht.
Berlin, 17. Sept. (W. T. B.) Die Preußiſche Staat s-

regierung übermittelt uns folgende Erklärung:
Jn der von dem Herrn Reichskanzler am 15. d. M.

im Ausſchuß des Reichstags verleſenen Niederſchriſft, die der
preußiſche Staatskommiſſar für öffentliche Ord-
nung dem Herrn Reichskanzler auf deſſen Wunſch übergeben
hat, iſt von Ermittlungen die Rede, die in Bayern von dem
Staatskommiſſar veranlaßt worden ſind. Dieſe Ermittlungen
haben im Mai 1920 und zwar auf Anordung der damaligen
Reichsregierung ſtattgefunden. Zur Erklärung hierfür dient,
daß der preußiſche Staatskommiſſar für öffentliche Ordnung
ſeit Beſtehen der Einrichtung auch von den Reichsinſtanzen
in Anſpruch genommen wird und von dieſen Aufträge emp-
fängt; das Reichskommiſſariat für öffentliche Ordnung war
zudem damals erſt im Entſtehen begriffen.

Das preußiſche Staatsminiſterium hat von den durch ſeinen
Staatskommiſſar angeſtellten Ermittlungen erſt durch die Ver-
lefung der Niederſchrift durch den Herrn Reichskanzler im
Reichstagsausſchuß Kenntnis erhalten.

Das Staatsminiſterium bedauert, daß derartige Schritte
eines ſeiner Organe in einem anderen Lande ſtattgefunden
haben, ohne daß darüber die Regierung dieſes Landes un-
terrichtet worden war. Es bedauert weiter, daß darüber der
Oeffentlichkeit Mitteilung gemacht worden iſt, bevor die Re
gierung des beteiligten Landes die Möglichkeit hatte, ſich zu
dem Ergebnis der damaligen Ermittlungen zu äußern. Gegen
eine Wiederholung derartiger Vorkommniſſe ſind die geejgneten
Vorkehrungen getroffen.

Kaliwirtſchaft und Verbrauchsſteueerrhöhungen

im Reichsrat!
Der Reichsrat hielt am Sonnabend abend unter Vorſitz

des Miniſters Dr. Gradnauer eine öffentliche Sitzung ab.
Von den mancherlei Punkten der Verhandlungen iſt von be-
ſonderem Jntereſſe die Annahme einer Verordnung über
Abänderung der Vorſchriften zur Durchführung des Geſetzes
über die Regelung der Kali wirtſchaft vom
18. Juli 1919. Die Kriſis in der Kaliwirtſchaft hat ſich in
bedrohlicher Weiſe verſchärft. Es ſoll nunmehr nicht nur
das Entſtehen neuer Kaliwerke verhindert, ſondern
eine Konzentration der beſtehenden Betriebe herbeigeführt
dadurch, daß man die un wirtſchaftlichen Werke
ausſchaltet. Der Kalirat beſchließt über die Unwirt-
ſchaftlichkeit und die Stillegung von Kaliwerken. Das Ab-
teufen neuer Schächte und die Fortſetzung des Baues neu in
Angriff genommener Schächte wird verboten. Die Aus-
ſchüſſe des Reichsrats haben die Vorlage dahin abgeändert,
daß die Stillegung auch dazu führen ſoll, daß jede Förde-
rung nutz barer Mineralien in dem ſtillgelegten Schacht
z unterbleiben hat. Den Staaten Baden, Braunſchweig,
Mecklenburg-Schwerin und Preußen 'wurde, unabhängig von
der Genehmigung des Kalirgts, das Recht gegeben, noch
eine beſtimmte Anzahl von Schächten zu erſchließen. Für
die durch die Stillegung brotlos werdenden
Arbeiter iſt Fürſorge getroffen. Der Vertreter
Thüringens erhob Widerſpruch gegen die den rier
genannten Staaten eingeräumte Ausnahmeſtellung. Die
Vollperſammlung des Reichsrats nahm die Vorlage nach
den Ausſchußbeſchlüſſen mit Mehrheit an.

Nachdem der Reichsrat dem Beſchluß des 7
zugeſtimmt hatte, wonach der Beſchwerdeausſchuß gegen Zei-
tungsverbote uſw. vorläufig nicht verſtärkt werden 91 da
er bisher nur wenig zu tun gehabt hat, wandte ſich der
Reichsrat der Beratung der Vorlage zu, die eine Anzahl
von Verbrauchsſteuern bedeutend erhöhen.Die Vervierfachung der Leuchtmittelſteuer wurde angenom-
nen. Die Ausſchüſſe haben ſich zwar mit der Frage beſchäf
tigt, ob nicht erſt die direkten Steuern zu verabſchieden ſeien
und ob es überhaupt angängig ſei, einzelne Verbrauchsſteuern
zeſonders vorweg zu nehmen, haben aber ihre Bedenken
wegen der finanziellen Nöte des Reiches zurückgeſtellt. Mit
der Verdoppelung der Zündwarenſteuer, die keine Erhöhung
der Preiſe bringkt, erklärte ſich der Reichsrat ohne weiteres
einverſtanden. Dagegen ſtieß die vorgeſchlagene Vervier-
fachung der Blerſteuer im Plenum, wie auch ſchon
in den Ausſchüſſen auf dven Widerſpruch Bayerns.
Die Vorlage wurde aber Wenn die Stimmen Bayerns mit
Mehrheit angenommen. Einſtimmige Annahme fand die
Verdoppelung der Mineralwaſſerſteuer, wobei der preußiſche
Antrag angenommen wurde, wonach die Gemeinden berech-
tigt ſind, ihrerſeits eine Zuſchlagsabgabe zu erheben, die
jedoch 20 Prozent der nicht überſchreiten darf.

uch mit der r ung der Tabakſteuer erklärte ſich
der Reichsrat einverſtanden. Abgelehnt wurde allerdings
die Erhöhung der Sätze für Zigarren, weil man einen großen
Konſumrückgang befütchtet und damit das Bro loswerden

Arbejter, za Heimarbeiter und Jnvaliden.
ie Sätze für Pfeifentabak wurden gegenüber der Regie

rungsvorlage ermäßigt, mit der Begründung, W feifen-
tabak ein Genußmittel der Minderbemittelten darſtelle. Die
neue Tabakſteuer ſolle gach ven Beſchlüſſen des Reichsrats
am 1. April 1022 in Kraft treten. Der Erhöhung der
Kohlenſteuer auf 90 Prozent des Verkaufsweries ſtimmte
der Reichsrat zu. Es „muß“ jedoch eine Herabſetzung der
Steuer eintreten, wenn der Reichskohlenrat und der Reichs
rat ſie gemeinſchgftlich beantragen. Die Vorlage ſoll am
erſten Tage des Monats in Kraft treten. der auf die Ver-
kündung Geſetzes folgt.

Hörſing und Gersdorff.

Noch einmal die ſtraffreie Ablieſerung der Waſſen in Eisleben.

Auf die Verhandlungen des Unterfſuchungsausſchuſſes über
die Märzunruhen müſſen wir noch einmal zurückkommen. Be-
kanntlich hatten die beiden Buſenfreunde Heidenreich (D.
V. P.) und v. Dryander (Du. V.) vor einiger Zeit eine
artige Hetze gegen den Oberpräſidenten Genoſſen Hörſing in
ſzeniert. Eine Hauptrolle ſpielte dabei der ſogenannte
Amneſtie -Erlaß zur ſtraffreen Ablieferung der Wafſen
in Eisleben anläßlich des Aufſtandes. Die beiden obenge-
nannten Abgeordneten ſtellten damals in längeren Artikeln
die Sache ſo dar, als ob Hörſing der Veranlaſſer dieſer
Amneſtie geweſen ſei und forderten, da er ſeine Befugniſſ
überſchritten habe, deſſen Abſetzung. Sie ſtellten es ſogar ſo
dar, als ob das ſchon das Ergebnis der Unterſuchung
geweſen wäre. Die Unterſuchung hat aber jetzt ganz andere
Reſultate ergeben. Wir wollen das Ende der Donnerstag
Verhandlung etwas ausführlicher wiederholen, als es uns am
Freitag möglich war.

Der Regierungspräſident v. Gersdorff hatte als Zeuge
über die ſächſiſche Schutzpolizei im allgemeinen und die Hallen-
ſer Schutzpo.izei im beſonderen ein wegwerfendes Urteil
gefällt, das in den Kreiſen der Schupooeamten große Erregung
verurſacht hat. Jn eindrucksvollſter We.ſe trat Ooerpräſident
Hörſing für ſeine Beamten ein, die im Märzaufſtand
50 Tote zu beklagen hatten. Die Schuld an den Miß-
ſtänden in Halle trifft allein den früheren militäriſchen
Kommandanten, den Oberſt v. Hartwig, der unter
Umgehung ſeines direkten Vorgeſ,etzren, des Polizeidirektors
Dölz, trotz wiederholter gegenteiliger Anweiſung nur mit dem
Regierungspräſidenten v. Gersdorff verhandelt und ſich
um den Polizeidirektor einfach nicht gekümmert
hat. Dieſer Oberſt hat es auch fertiggebracht, anläßlich des
mitteldeutſchen Aufſtandes gegen ausdrückliches Verbot eine
Zertfre iwilligenabteilung aus Strdenten und
Offizieren aufzuſtelten. Die Hundertſchaft, der die e ange-
gliedert war, hat ſich beonders durch Brutalitäten und
Uebergriffe hervorgetan, gegen eine Anzahl Zeitfrei-
williger ſchweben Verfahren, zwei ſind bereits wegen Dieb-
ſtahls beſtraft. Erſt daraufhin hat ſich Herr v. Gersdorff
veranlaßt geſehen, die Abberufung die es Kommandanten
zu beantragen. Unter dem neuen Kommandanten geht alles
gut und reibungslos.

Zum Schluſſe kam der ſogenannte „Amne ſtie-Erlaß“
des Majors Folte heran, auch hier völliger Hereinfall
der Rechten. Nicht nur beſtätigte ſich wieder, daß Major
Folte als Unterorgan des Entwaffnungskommiſſärs voll-
kommen rechtmäßig gehandelt hat, als er für Abliefe-
rung Straffreiheit nach dem Entwaffnungsgeſetz verſprach,
ſondern es ſtellte ſich noch weiter heraus: Der deutſch-
nationale Regierungs präſident v. Gersdorffals Bezirks-Entwaffnungskomm.ſ, ar hatte Folte urſprünglich
nicht nur beauftragt, Straffreiheit für Waſſenablieferung
zuzuſichern, ſondern ſogar hohe Belohnungen an die
Ueberbri nger zu zahlen Das letztere iſt nur durch die
Jntervention Hörſings, der dienſtlich mit der Angelegen-
heit nichts zu tun hatte, verhindert worden.

Ueber 4 Stunden währte die Vernehmung des Ober-
präſidenten Hörſing, der jeden Punkt ſeiner Ausſage mit ent-
ſprechendem Aktenmaterial unterſtützte. Beſonders zum
Schluſſe, als feſtgeſtellt wurde, daß Major Folte im Auf-
trag des Regierungspräſidenten v. Gersdorff den Waf-
fenablieferern nicht nur Straffreiheit, ſondern auch
noch Belohnungen zuſichern ſollte, wurden die Geſichter
der deutſchnationalen und deutſchvolksparteilichen Vertreter
im Unterſuchungsausſchuß immer länger und verlegen: ſie
ſahen, daß ihr hetzeriſches Spiel verloren iſt. Nicht der ſozial-
demokratiſche Ober präſident Hörſing iſt verantwortlich für
das, was ſeit dem Märzputſch den Stoff für eine ſchmähliche
Hetze abgeben mußte, ſondern der deutſchnationabe Regierungs-
präſident v. Gersdorff in Merſeburg, der in dieſer von
den Rechtsparteien eingeleiteten Hetzjagd auf der Strecke blei-
ben wird.

Kein amtlicher Plan, die Bundesſtaaten in Verwaltungs-
bezirke umzuwandeln.

Zu der Nachricht, daß ein Staatsſekretär in Berlin in
amt'ihem Auftrage auf Verlangen der Entente einen Entwurf
zu einem deutſchen Einheitsſtaat ausgearbeitet habe, in dem die
Bundesſtaaten unter Aufhebung ihrer Regierungen und Land-
tage unter Gewährung einer Scheinautonomie in Verwaltungs-
be irke verwandelt werden ſollen, wird amtlich mitgeteilt, daß
der Reichstegierung von einem ſolchen Plan nicht das ge-
ringſte bekannt iſt und daß kein Staatsſekretär der Reichs-
regierung einen ſolchen Plan bearbeitet hat.

Meine Eindrücke vom deutſchen Metallarbeiter-

Kongreß.
Unter dieſer Uebetſchrift veröffentlicht der Vertreter der

franzöſiſchen Metallarbeiter, A. Merrheim, Paris, einen
Aufſatz im Jenger Parteiorgan, den wir faſt gan; bringen
werden, ſo deutſfam erſcheint er uns. Da er nicht Deutſch
pricht und ch das erſte Mal einem deutſchen Metallarbeiter-
ongreß beiwohnt, ſo beſchränkt er ſich in ſeinem Urteil im

weſentlichen auf den äußeren Verlauf der F Das macht
aber der Bedeutung ſeiner Ausfühungern keinen Abbruch. Die
Red. d. Volksſt.

Die erſten Eindrücke, die ich am Montag früh erhielt.
als ich den Kongreßſaal betrat, waren dieſelben, wie ich ſieauf Franzoſiſchen Gewerkſchaftskongreſſen hatte. Dieſe

werden von Vertretern der verſchiedenſten Vereinigungen
und Jnduſtrien beſchickt: Nahrungsmittelbranche, Berg-
arbeiter, Metallarbeiter, Textilarbeiter, Eiſenbahner uſw.
Der Kongreß der vereinigten Verbände, abgehalten zu Lille
im Juli 1921, war von 1350 Delegierten beſucht. Und den-
ſelben Eindruck des Ueberwältigendeun, den die
Maſſe in Lille hervorrief, gab auch dem Kongreß des Deut-
ſchen Metallarbeiter-Verbandes ſeit Gepräge. Jch erwähne
däs beſonders und füge hinzu, daß ich auf dem Jenger
Kongreß dieſelbe innere Kraft, denſelben Jdealismus, das-
ſelbe Leben wie auf dem franzöſiſche Kongreß wiederfand.
Unſere Kongreſſe ſind lebendig, oftmals lebhaft, ſtürmiſch.

n den 4 Tagen, während deren ich Gelegenheit hatte, den
iskuſſionen auf den Deutſchen Melallarbeiter- Kongreß

beizuwohnen, habe ich nur Ruhe und Diſpgiplin
können, deren i die regierter deſle dige Jch wünſche
mir in meiſigm Jnnern und würde die ſang n Arbeiter
beglückwünſchen, wenn künftig dieſelben Eigenſchaften auf
ihren Kongreſſen zutage treten würden.

r die gleichen Tendenzen auf unſeren fran-
ſiſchen Kongreſſen, vielleicht würfe es auf das Aeußere desſchen Jdealismus einen Schein der Zurückhaltung.

aber das, was unſer Jdealismus an Aeußerlichkeiten ver
liert, gewinnen wir an praktiſcher Arbeit. Diſziplin im
Jnnern würde einen Gewinn bedeuten r unſere Neu
delebung, für unſere Macht der Organiſation zum Vorteil
der internationalen Bewegung. Der zweite Eindruck des
Kongreſſes, war der, daß wir Franzoſen nur wünſchen
können, daß unſer gewerkſchaftlicher Jdealismus ein wenig
von dem tieferen Sinn der praktiſchen Diſzi-
plin, von dem der deutſche Kongreß durchdrungen ſt er
hält. Jch will jetzt von den Richtungen, die ſich auf dem
deutſchen Kongreß bemerkbar machten, ſprechen. Es iſt
ſehr ſchwierig, zu dieſem Punkte ſich zu äußern, um ſo mehr,
da es mir nicht möglich war, den tieferen Sinn der Aus-
ſprachen u erfaſſen und ich vielleicht ungerecht urkteilen
würde. Aber ich empfinde es als meine Pflicht, dieſen Rich-
tungen, „Fraktionen“ wurden ſie auf dem Tengreh genannt
und die auch in Frankreich exiſtieren mit dem Erfolg, daß
z durch ihre trennende Tätigkeit die Angriffsſtärke der
ranzöſiſchen Arbeiter ſchwächten, einige Worte zu widmen.

Die einzelnen Fraktionen in leren bezeichnen ſich be
kanntlich als Mehrheitsſozialdemokraten, Unabhängige, Soialdemokraten und Kommuniſten. Die Richtungen in
Frankreich, die als rein gewertſchaftlich n ſind,
werden als revolutionäre Syndikaliſten, Anarchiſten,
verein. Anarchiſten, Wilde und Sozialiſten im Sinne unſeres
großen Jean Jaurés, und ſchließlich Kommuniſten nach
ruſſiſchem Muſter bezeichnet. Während des Jahreskongreſſes
der Geweriſchaftler aller Richtungen, Anarchiſten, Wilde
und Sozialiſten betonten alle die Unabhängigkeit, die Einig
keit in der franzöſiſchen Gewertſchaftsbewegung. Die
Satzungen von Amiens, angenommen auf dem Kongreß von
Amiens im Jahre 1906, betonen die Unabhängigkeit der
franzöſiſchen Gewerkſchaften: „Außerhalb aller Parteien und
Sekten wirkend“, und ſollten ein Schutzmittel die Einig-
keit, als Grundlage der Stärke der Gewerkſchaften, ſein.
Aber es ſind nunmehr kaum zwei Jahre vergangen da er-
ſchienen in Frankreich die Agenten von Moskau und mit
ihnen der ruſſiſche Kommunismus Dieſe neue Lehre, auf
der ſich eine politiſche Partei, oder beſſer geſagt, eine poli-
tiſche Sekte, gründete, hat nichts gemeinſam mit den wirk-
lichen Lehren des Kommunismus oder des Sozialismus, und
am allerwenigſten mit dem Marxismus. Der So ialismus,
der Kommunismus, der e e e Lehren,
welche die Gedanken und Herzen erheben, das Gewiſſen, die
Würde des Einzelnen beeinfluſſen, die geſamte Arbeiter
klaſſe zur Größe führen können durch Güte und Gerechtigkeit,
indem ſie die Macht der Arbeiterſchaft durch Organiſation
und gegenſeitige Hilfe ſtärken und e e dte Der
müſſen, als die großen Grundſätze der Menſchlichkeit. Der
ruſſiſche Kommunismus im Gegenteil weckt und entwickelt
die niedrigſten Jnſtinkte und die häßlichſten e
der Maſſen. Er nährt ihren Egoismus, entwürdigt ſie und
erzeugt Verachtung für die Gefühle der Menſchlichkeit und
Gerechtigkeit. Er iſt ein Dogma und weiter nichts als ein
ſolches, des Haſſes, der Zerſtörung, erfinderiſch in neuen
Mitteln, die Leiden und das Unglück der Maſſen zu ver-
größern, wie die gegenwärtige Situation in Rußland be-
weiſt und dadurch zu einem traurigen Exempel für alle
wird. Dieſes Dogma des ruſſiſchen Kommunismus wurde
von den franzöſiſchen Kommuniſten in einem Moment bejaht
ind aufgenommen, wo die Maſſen der franzöſiſchen Ar

beiterſchaft verzweifelt, durch die Leiden und Entbehrungen
des fünfjährigen Krieges entnervt, weder Weg noch Ziel zu
einer Beſſerung der Verhältniſſe erkannten. Jn dem Mo-
menk, wo ſie zu nichts mehr Vertrauen hatten, nicht
einmal zu ſich ſelbſt, weil ſie moraliſch herabgekommen
waren durch einen fünffährigen Lügenfeldzug der Preſſe
und der Regierung. Jn dieſe Atmoſphäre warfen die
Kommuniſten ihre Lehren, wiederholten der franzöſiſchen
Arbeiterklaſſe unausgeſetzt, alle ihre Führer wären „Ge-
kaufte“ und „Verräter“ an der Arbeiterſchaft, daß die ge
werkſchaftliche Jnternationale von Amſterdam nur von
„Gekauften“ und „Verrätern“ geleitet werde. vergrößerten
dadurch zunächſt die Zweifel und weckten ſchließlich bei den
Maſſen den Haß gegen die Organiſationen. Jch weiß nicht,
ob die gleiche Tätigkeit von den deutſchen Kommuniſten
innerhalb der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung in dieſer
Weiſe ausgeübt wurde. Aber das weiß ich gaweh und ich will
es als einfache Wahrheit ausſprechen: dieſen indruck habe
ich hier auf dem Kongreß nicht empfangen. Jch fühle, daß
unter den Delegierten noch das Gefühl des gegenſeitigen
Reſpekts beſteht, der Fraktionsgeiſt, der es nicht duldet und
es niemals dulden wird, daß, unter ganz gleichgültig welchem
Vorwand, eine Gegnerſchaft ſo weit geht, ſich gegenſeitig in
den Schmutz zu ziehen, herabzuſetzen, Teilnehmer zu be-
ſchimpfen in ihrer Eigenſchaft als Vertreter ihrer Richtung.
Dieſe Feſtſtellung iſt für mich, für meine Empfindung als
alter Kämpfer, der 33 Jahre ſeines Lebens der franzöſiſchen
und internationalen Arbeiterbewegurt; gedient hat, ein
großer Troſt, eine wunderbare Stärkung. Jch kehre zurück
noch Frankreich geſtärkt, vertrauensvoller als je auf den ge
funden Sinn und die Gerechtigkeit in der Arbeiterklaſſe.
Und ich rerlaſſe Jeng, mehr denn je daß wir keine
Urſache haben, einen Moment an der Zukunft der Ar-
beiterſchaft zu verzweifeln.

Das ſind die hauptſächlichſten Eindrücke, die ich von dem
Kongreß erhielt. Es ſei mir verſtattet, meine Betrachtung
mit einem Wunſche zu ſchließen. Der ruſſiſche Kommunismus
hat nicht nur in verbrecheriſcher Weiſe die Arbeiterklaſſe
in „Fraktionen“ oder Richtungen geſpalten, die Arbeiter
gegenſeitig verfeindet, in allen Ländern die niedrigſten Jn-
ſtinkte wachgerufen und genährt. Der ruſſiſche Kommunis-
mus hat durch ſeine Tätigkeit, und das iſt das Traurige,
in der ganzen kapitaliſtiſchen Welt die Reaktion auf den
Plan gerufen. Gegenüber einem geſpaltenen und ohnmäch-
tigen Proletariat hat er erſt recht in der kapitaliſtiſchen
Welt das Bewußtſein ihrer Stärke geweckt, ihre Macht, ihre
Herrſchaft geſtärkt. Und in der Verleugnung ſeiner Lehre
muß er jetzt dem Kapitalismus Zugeſtändniſſe machen, ſich
dem Syſtem des Militarismus wieder nähern und uns da-
mit den Beweis liefern, daß ſeine Rolle bald beendet iſt
und daß er nur durch die Diktatur des Kapitalis-
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Rus ſeine Pywivlegien aufrecht erhalten kann und damit
das Proletariat aller Länder auf lange Zeit geſchädigt hat.
Aus dieſem Grunde, werte Kollegen des Deutſchen Metall-
arbeiter-Verbandes, wendet Euch gegen das mörderiſche
Dogma des ruſſiſchen Kommunismus! Jhr erhaltet ſo Eure
Macht und Eure Einigkeit in Eurer gewerkſchaftlichen Or
ganiſation!

Mehr als jede andere Nation habt Jhr den Angriffen
der militäriſchen und kapitaliſtiſchen Regktion ſtondgeha'ten,
um die Deutſche Republik zu ſchützen. Erwartet die brüder-
liche und dauernde Annäherung des franzöſiſchen und deut-
ſchen Volkes.

Jhr triumphiert, wenn Jhe Eure gewerkſchaftliche Einig-
keit wahrt, wovon mir Euer Kongreß den beſten Beweis
gibt. Jhr helft uns damit moraliſch, die gewertkſchaftliche
Einiokeit in Frankreich wieder herzuſtellen und ſtörkt damit
den Widerſtand der Ardßeiterſchaft beider Länder gegen die
militäriſche und kapitaliſtiſche Regaktion.

Es lebe die Einigkeit der Gewerkſchaften!
Es lebe die geiſtige und wirtſchaftliche Annäherung

unſerer zwei Länder!

Ueber die letzten Sitzungen der Generalverfammlung kön
nen wir erſt mo ericht erſtatten. Für heute jei zu den
Vorſtandswahlen r folgendes mitgeteilt: De Fraltionen
der SPD. und USP. reichten hierfür eine gemeinſame Liſte
ein. Die Verſtändigung der beiden Fraktionen erfolgte fur
die Wahl zum Vor and auf der Grundlage von 6:5, der Re
daktion 1:1 un der Vorſitzenden des Ausſchuſſes 1:1. Die
SPD. erlhi:lt vo den beſoldeten und unbe oldeten Vorſtands
vor ißenden je 6, die USP. je fünf Sitze. Die kommunöſtiſche
Frattion verlangte beſoldete Vorſtandsmitglieder und
zwei Sitze von den unbeſoldeten Vorſtandsm e tgliedern.

Die Wahl erſolgte geheim. Die Auszähln g des Er
gebni ſes dauerte jehr jange, da an den Stimmz en zahlre ſche
Streichungen vorgenommen worden ſind. Die Liſte der SPD.
und USP. wurde gewählt. Es erhielten Stimmen: als Vor-
ſizender Dißmann 555, Reichel 544, Eggert- Stuttgart
530. Brandes 461. Als Kaſſierer Wer ner 603, Schä-
fer 548. Als Sekretäre Handtke 553, Schließſtedt
515, Buſe-Bieleſeld 538, Toſt 555, Schott 533. Von
dieſen 11 beſoldeten Vorſtandsmitgliedern ind neu gewählt
der Vor iende Eggert und die Serretäre und Schott,
jämt. ich SPD. Die unbe oldeten Vorſtandsmitglieder wurden
entſprechend den verein gten Vorſchlägen gewählt. Als Re
dakteure wurden gewählt: Kummer Offen?ach (SPD.) mi

wenzivei

m
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551 und Haaſe- Stuttgart (USP.) mit 509 Stimmen. As
Ausſchußvor i ender wurde gewählt: Weißig- Frankfurt a.
Main, der bis zum letzten Verdandstag Ausſchunvorſehender
war, mit 585 Stimmen. Der bisherige zweite Ausſchußvorſitz.
Baumann Frankfurt (USP.) wurde mit 593 Stimmen
wieder gewählt. Der nächſte Verbandstag findet 1923 in
Kaſſel ſtatt.

Rokizen.

450 Papiermartk für ein Zwanzigmarkſtück. Der Ankauf von
Gold für das Reich durch die Reichsbank und Poſt erfolgt in
der Woche vom 19. bis 25. ds. Mts. zum Preiſe von 450
Mark für ein Zwanzigmarkſtück, 225 Mark für ein Zehnmark-
ſtück. Für ein Kilogramm Feingold zahlt die Reichsbank 63,000
Mark und für die ausländiſchen Goldmünzen entſprechende
Preiſe.

Auf 209 669 Mark erhöht. Die Reichsregierung hat mit
Rückſicht darauf, daß die Mörder y25 Abg. Erzberger nunmehr
eſtgeſtellt, aber noch nicht ergriffen ſind, die ausgeſetzte Be-
lohnung von 100,900 Mark auf 200,000 Mark erhöht. Zu-
ſtändig für die Verteilung ſind die badtſchen Landesbehörden.

Die nat'onale Vrelsganer Zeitungt; iſt auf Grund der
bekannten Verordnung des Reichsvräſidenten vom badiſchen
Miniſterium des Jnnern für d'e Zeit vom 19. bis einſchlreß
ich 23. d. M. verboten worden.

Amtliche Bekanntmachungen.

Wäschemangel- Verkauf.
E ne gebrauctte. aber in gu em Zuſtande befindliche

Wäſchemangel (Handbetrieb) 5 m Auslauf ſteht im
täd iſchen Krankenhauſe zum Verkauf. Beſichtigung jederzeit.

Weißenfels, den 12. September 1921.
Der Magiſtrat.

Oſtern 1922 will wieder eine große Zahl Jugendlicher
ins berufliche Leben eintreten.

Es iſt eine öffentliche Auſgabe. dieſe jungen Arbeits
zräſte planmäfig und ökonomiſch zu verwerten, um ſie u
bern'stüchtigen Menſchen heranzubi den. Um dies. was für
inſer Wirtſchaftsleben von größter Bedeutung iſt. zu er-
reichen, werden alle Arbeitgeber die die Abſicht
haben, Oſtern 1922 einen Lehrling einuſtellen. ge
beten. ihren Bedarf dem Berufsamte bald möglichſt
mitzuteilen.

Vordrucke zur Auftragserteilung find im Berufsamte
Kre'sgebäude, Zimmer 4. Fernruf 131-132 unent-

geltlich erhältlich
Der Zuweijung jedes Lehrlirgs iſt eine vplanmäß'ige

Berufsberatung voraufgegangen und geſchieht die Vermitt
lung vollſtändig koſtenlos.

Arbeitsamt Eisleben.

fanzscſule Meoſans
Fernruf 5983.

Die

iſt, wird

Leipzigerstr. 63.

Anmeldungen von Damen und erren werden
noch entgegengenommen.

Schildau.

ein Fahrbuch für die Frauen und Mädchen des Proletariats

Herausgeberin
illuſtrierten Almanachs, die Genoſſin Wilhelmine Kähler,
hat in dieſem Almanach ein Buch geſchaffen, deſſen Fehlen
ſchon lange, namentlich in den Kreiſen der ſozialdemokratiſch
gewerkſchaftlich
ſchmerzlich empfunden wurde.
reich gegliederter Jnhalt, der ſo ziemlich alle wichtigen Er-
ſcheinungen unſerer bewegten Gegenwart zu erfaſſen beſtrebt

ſelbſt
Aus dieſem Jnhalt heben wir unter anderm die folge dem Btiträge h'rocr:

Gewerkſchaſts bewegung. Mütter und Arbeiter-
jugend Die Frau als Staatsbürgerin. Die
Volksfürſorge Vom Arbeiterinnenſchutz.
Verſorgung der Kriegshinterbliebenen. Der Er-
löſungsgedanke im Sozialismus Neue Haushalt-Der Anfesngerzirkel beginnt formen Der gute Geſchmack im Hauſe. Gute

am 4. Oktober, 8 Uhr apends. und ſchlechte Bücher. Ferner gute Unterhaltungs-
literatur; Novellen, Sprüche, Gedichte uſw.

Elbe- und Elſterbote, Prettin.

Der Meiuneidsfürſt geſtorben. Wie der „Lok.-Anz.“ aus
Liebenberg (Mark) meldet, iſt Fürſt Philipp zu Eulenburg
im 75. Lebensjahr geſtorben. Eulenburg hatte in einem
Prozeß der oberen Zehntauſend vor faſt 20 Jahren einen
Meine'id geleiſtet. Trotzdem wurde das eingeleitete Verfah-
ren nicht weitergeführt, weil es in Anbetracht des Geſund-
heitszuſtandes mit Lebensefahr für den Fürſten verbunden
ſein ſollte. Man ſieht, er hat aber noch lange gelebt.

Die Flucht der Teutſcen aqus Polen. Aus Warſchau wird
amtlich bekanntgegeben, daß für die Zeit vom 31. Januar
1920 bis 31. Auguſt 1921 in Bromberg die Ankunft von
37 000 Polen und 9000 Deutſchen verzeichnet worden iſt.
In der gleichen Zeit hätten, wie Havas mitteilt, 11,000 Polen
und 39000 Deutſche die Stadt verlaſſen, ſo daß die Bevöl-
kerung der Stadt um 26009 Polen zu- und 21 000 Deutſche
abgenommen habe.

Der nene volriſche M'n'iſterpr ſident. Von den Parteien
wurde mit 236 gegen 145 Stimmen der Rektor der Polytech-
ni hen Schute Ponikows:ti zum Miniſterpräſidenten vorgze-
ſch.agen. Marſchall Pi.ſudski hat darauf Ponikowski mit
der Bi. dung des neuen Kablnetts beauftragt

en
euren e tungen.

Unſeren Leſern ſind die Kämpfe bekannt, die das Zeitungs-
gewerbe fortgeſetz in der Papierpreisfrage, der Anzeigenſteuer-
frage, der Gütertariffrage uſw. zu führen hat, um ſich die
Exitenzmnoglichleit zu erhalten.

Die augemeine Teuerung, die ſich augenblicklich wieder auf
anſteigender Kurve bewegt, iſt auch nicht ſpurlos an dem
Jeitungsgewerbe vorübergegangen.

Eine kurze Ueberſicht uver die Verteuerung der Herſtellungs-
ſtellungs:oſen der Hertungen möge unſeren Leſern das Verſtändnis
vaſür näher bringen.

So koiten:
Vor dem Kriege: Gegenwärtig:

Druupapier 100 kg 21 Vil. 348 Mk.
Drudfatbe 160 kg 45 Bl. 750 Mk.ESte. et temctall. 169 kg 42 Mk. 730 Mk.
Muſchinenöl 160 kg 860 i. 1000 Mk.

Außerdem wird das Gewerbe durch die notwendigerweiſe
immer weiter ſteigenden Gehälter und Löhne für die Angeſtellten
und Bebelter und durch die Busaben für den Redaktions- und
e chaitsbere ich bis zur Grenze des Erträglichen belaſtet. Aus
allen dieſen Urſachen heraus ſehen ſich die untengenannten
Zeitungen gerzwungen, vom 1. Oktober 1921 ab eine Erhöhung
der Abonnenenie- und Anzeigenpreiſe eintreten zu laſſen. Sie
verbinden damit die Hoffnung, daß die Leſer auch weiterhin in
Anertennung der zwingenden RNotwendigkteit dieſer Maßnahme
ihren Blättern die Treue halten werden.

rein vent a. r n sverleger.
(Kreis Mitteldeutſchland.)

Voobachter a. d. S., Alsleben. Allg. Anzeiger, Bitterfeld. Anzeiger,
Cönnern Delitſcher Ztg., Delitzſch. Tageblatt, Delitzſch. Zeitung,
Dommitzſch. Nachrichten, Düben. Zeitung, Dürrenberg. Neueſte
Rachr., Cilenburg. Zeitung, Eilenourg, Zeitung, Elſterwerda.
Allg. Anzeiger, Falkenberg. Freyburger Bote, Freyburg. Tage-
blatt, Gräfenharnichen. Halliſche Nachr., Halle. Halliſche Ztg.,
Halle. Saale-Ztg., Halle. Volksſtimme, Halle. Volkszeitung,
Halie. Klaſſentampf, Halle. Schweinitzer Kreisblatt, Herzberg
(Elſter). Zig. f d. Kr. Schweinitz, Herzberg (Elſter). Wochen-
blatt, Hohenmölſen. Wochen- und Anzeigeblatt, Jeſſen. General
anzeiger, Kemberg. Anzeiger, Kl.-Wittenberg. Nachrichtenblatt,
Landsberg Nachrichten, Lanuchſtedt. Kreisblatt, Liebenwerda.
Fuhneralzeitung, Löbejün. Volksbote, Lützen. Korreſpondent,
Merſeburg. Tapgeblatt, Merſeburg. Bote f. d. Geiſeltal, Mücheln.

Anzeiger, Ortrand. Zeitung, Oſterfeld.
Zeitung. Pretzſch (Elbe). Tage-

blatt, Querjurt. Zeitung, Querfurt. Zeitung. Schafſtädt. Zeitung,
Tageblatt, Schkeuditz. Anzeiger, Schkölen. Stadt- und

Landbote, Schlieben. Stadt- und Landbote, Schraplau. Anzeiger,
Seyda. Wüchentlicher Anzeiger, Teuchern. Anzeiger, Teutſchen
thal. Kreisblatt. Torgau. Tageblatt, Weißenfels. Zeitung,
Wettin. Allg. Zeitung, Wittenberg. Tageblatt, Wittenberg.

Zeitung, Zahna.

Tagehlatt, Naumburg.

Lokalanzeiger, Zahna.
e

dieſes anſprechend und geſchmackvoll

S tadt-Theate

Gewerlſchaftliches.

Achtung Tiſchler.

Jn einem Teil der bürgerlichen Preſſe werden eine An
zahl TFiſchler für die Vulkan-Werke, Schiffswerft in Hamburg,
geſucht. Aus di ſem Grunde mehren ſich bei der unterzeichneten
Orgari'ation von Seiten der Tiſchler aus allen Teilen Deutſch
lands die Anfragen über die Verhältniſſe in Hamburg. Wir
müſſen alle Kollegen warnen, nach dort zu gehen. Die Arbeiter
der Werften ſtehen in einer Lohnbewegung. Der ſo dringend
notwendigen erheslichen Lohnerhöhung ſteht ein ungenügendes
Angebot der Werft und Ci engewaltigen gegenüber, ſo daß
die Auswirkungen dieſes Zuſandes nicht abzuſehen ſind. Be
fremdend aber ilt, daß arbeitsloſe Tiſchler aus Hamburg auf
der Werfſt nicht eingeſtellt werden, und daß die aus Unkenntnis
der Ti ge zugereiſten Kollegen in die bei der Werft gelegenen
Maſſenquartiere verwieſen werden, ſo daß vermutet werden
muß, ſie ſollen eventuell als Werkzeuge gegen ihre Klaſſen-
genoſſen verwendet werden. Die Vermittlung nach Hamburg
erſo'gt nur durch den priätiſchen Arbe.tsnachweis der Holz-
indu rie. Von Auswärts Kommende bedürſen der Arbeits
erlaubnis des Arbeitsamtes.

DTernt, cher Hol, ar rei erverl and, Terwaltungsſtelle Hamburg

Der Streik der F an furter Privatangeſtellten für Diens
tag beſchloſſ.n. Zie in den verſchiedenen großen Angeſtellten
Vervänden orga. i reren Prwa. augeellten und Handlungs-
geh i ſen be,chlo, en cm Sonnasend, am nächſten Dienstag im
Stad. geriet von Feantfurt in den Streik einzutreten. Der
Grund dazu Li.det die Ablehnung ber von den Angeſtellten-
Verbänden am 4. Auguſt i gerechten Gehaitsforderungen.
Da am 25. September vie Hrantjurter Meſſe beginnen wird,
wird der Streit empſind. ich auf dem Frankfurter Wirtſchafts
leben lanen, ne en er iht baid beſeitigt wird.

r

Aus ullet Well
Der Wahnſinnige in der Peterskirche. Wie die Blätter

melden, verſuch.e bei dem Beſuch einer Touriſtengruppe in der
St. Peterstirche zu Rom ein Mann plötzlich die zum Allerheiligſten
führende eiſerne Tür zu öffnen, indem er ausrief: „Jch bin St.
Petrus, zeigen Sie mir den kürzeſten Weg zum Vatikan, wo der
Papſt mich zu einem großen Diner erwartet. Jch kenne Benedikts
vorzügliche Küche.“ Ein Schweizer Gardiſt hatte die Geiſtes-
egenwart, zu erklären: „IJch bin Benedikts Privatſekretär,
ommen Sie mit mir, das Diner iſt fertig“, und ohne Widerrede

folgte ihm der Narr ins Jrrenhaus.
Ranbüberfall auf einen Arzt. Vorgeſtern nachmittag mel:

dete ſich ein bis jetzt unbekannter Mann bei dem praktiſchen
Arzt Dr. Otto Wirz in Karlsruhe als Patient. Während
der Arzt ihn unterſuchte, ſchlug der angebliche Patient den
Arzt mit einem Hammer ſo ſtark auf den Kopf, daß die
Schädeldecke zertrümmert wurde. Der Täter, der ſich in Be
glei.ung einer Frau befunden haben ſoll, iſt entkommen. Ge
raubt wurden über 2000 Mark.

Sehweres Unglück auf dem Münchener Oktoberfeſt. Bei
dem Oktoberfeſt auf der Thereſienwie e brach geſtern nach-
mittag der Boden der mit Menſchen dicht angefüllten Platt-
form eines Turms durch. Mehre:e Perſonen ſtürzten vom
Turme in die Tiefe. W'e verlautet, ſind gegen 30 Perſonen
darunter mehrere ſehr ſchwer verletzt worden.

Genoſen, verſichert nur bei der Bol zfürſorge!

Verantwortlich für den redaktionellen Teil Paul Täumel,
für den Anzeigenteil Wilyelm Herzia beide in Halle.

An- und Verkauf

und genoſſen i atlich organiſierten Frauen,
Nun iſt dieſes Buch da. Sein

verwöhnten An'orderungen gerecht werden

Krumpa bei Mücheln.

i

Di 20. Sept. sKuig ne ar o Ohr Bankhaus Woripepieren.
Erstaufführung f f2waposeinguartierang Fle Dab J. Voermletung

e ry v 5 be Stanſcommor-v. Fr. Arnold u. E. Bacr n Halie a. S, j Fächern.
anneles mn e r 7 Poststrasse 2. yoreineun

h T von Bareinlagen.
Otto Katrula's Tuchbaly 2

Schreibwaren, Ansichtskarten,
Anfertigung ſeinertHerren- Künstierkarten
und Damen Garderobeod. Forwen, gute Arbeit Naumburger Volksbuehhandlung
Garanilert guter Sitz. Markt 10.

Buchhandlung Volksstimme Halle.Das Wahlrecht der Frau. Auguſt Bebel. Die e äääääähhh
Frauen und der Friede. Haſt Du niemils Heim- neweh? Jhr Leben war Liebe. Frauen in der ehe

Die

Gründliche Ausbildung in allen, auch modernen
Tänzen. sowie im gesellschaftlichen Benehmen.

Albert Nicolaus,
Mitglied des Bundes deutscher anzlehrer.

Buchhandlung der Vollsſtimme, Gr. Ulrichſtr. 27.

T de
Preis Mark g.

Jn unſerm Verlage iſt
erſchienen und von dem

ſelben zu beziehen

Jlluſtrierter

Ueue-Welt-

Kalender

1922

Vereins-Anzeiger
zur

Bekanntgabe ſämtlicher Veranſtaltungen

der Sozialdem. Partei,
Bezirksverband Halle. Harz 42/44. Fernruf 6900.,
Ferner für die dem Allgem. deutſch. Gewerkſchafts
bunde angeich oſenen Gewerkſchaften ſowie der
auf dem Boden der Mbeiterbewegung ſtehenden

geſelligen Vereine.

a Uhr bei der Vorſitzenden. Linden
ſtiaße 22 I Verſammlung der Frauengruppe

nt- Medizinal- Seife das

war am ganzen Leibemi! 46. Jahrgang von der Bezuksfrauenkonferenz. 3. Aguation.n I et e 4. Verſchiedenes. Wichtige Tagesordnung, deshalbAkt e n m e n n Preis 3 Wark zahlreiches Erſcheinen erforderlichDeoaraturen Ortsverein SPD. ontag, denbe pp an Uhren Stellen finden. v Hlag. Merſeburg. 19. Sepiember abends 8 r im
haſtet, welch in la. Rindleder 2 en Eimelbezug ditten wir „Parteibureau Funktionärſitzung mit Bezirksmich durch das ewige jehr preiswert bei e Solde und um Einſendung des Be e tern. r r Die Agüation für dier n 4 8 7 eitver ren i 7 A, 11 r T trages nebſt r Plennis WVolksſtimme. Alle müſſen unbedin. t erſcheinen.

wie ſ marken14 Tagen u ugo emann, R en. 4 eut en Srie Der Vorſtand.el beſeitigt. Dieſe Seife Lederwaren
ſt Hunderte wert. Serg. M.“

2zuckooh-Creme (nicht nur Deh Jn allen Schmeerſtraße 19.
h

überntmmt bei
Spezial Geſchäft oltd. Ausführ. zu vormalen

Preiſen H. Lerner,
Uhre g-Reparatur-Werkſtatt

rogerien und J 9 Gruße Steinſtraße 85.i r

stellt ein
J. C. Möbus, baugesehäft,

Ammencdorf.

bach'audlung oiks-

BI

Zſcherndorf Mittwoch, den 21. September,
abends 8 Uhr in Schröders Lokal

Mitgliederverſammlung. Tagesordnung Be
richt vom Parieitag, ſowie andere wichtige Punkte.
Freunde unſerer Partei ſind g dringend ein

geladen. er Vorſtand.

Deitz i den 20. September abends

Tagesordnung: 1. Protokollverleſung. 2. Bericht



Halle, Montag, 19. September 1921.

Varkel- Angelegenheiten

Diſtriktoführeru und Kaſſierer der SPD. Morgen, Dieng s Ah d e z ws n r
2 e sverſam ttfindW ſchon jetzt die Diſtriktsführer n

Arbeiter-Jugend. Heute abend von 347 348 Uhr
r in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, Karlſtraße

358 an Funktionärſitzung. Wegen der wichtigen
iſt das pünktliche Erſcheinen aller Funktionäre er-

rderlich. Der Vorſtand.ver r e und Vereinskalender.
räte und erkſchaftsfunktionäre ſeien noch einmaleuf den heute abend im Srieenſte 3/4

(Geſangsſaal, Mittelportal III. Stock) Vortrag über
Arbeitnehmer und Arbeitgeberorganiſationen“ hingewieſen. Der
Vortrag, der die Entwicklungsgeſchichte der Verbände zeigt, beginnt
Ter Uhr. Pünktliches und zahlreiches Erſcheinen wird er

galle und soallreisocte.
Halle, 19. September 1921.

Strafkammer.

Verbotener Arzneimittelhandel.

Der Maurer Hermann B. aus Bitterfeld arbei-
ete im Frühjahre in einer Textilfabrik. Dieſe gab an ihre
Arbeiter Anzüg e zu ermäßigten Preiſen ab und auch der
Angeklagte kaufte einen ſolchen, den er durch A b züge von
ſeinem Lohne abzahlen wollte. Als aber dann der März-
ſtreik mit ſeinem mehrwöchentlichen Lohnausfall eintrat,
ſchien dem Angeklagten der fortgeſetzte Lohnabzug un er-
träglich. Er glaubte oder er gibt es wenigſtens vor Ge
richt ſo an, daß er ſeine Abſchlageſumme längſt bezahlt
hatte. Seine Vorſtellungen bei der Lohnleitung hatten
keinen Erfolg. Deshalb ſchritt L. zur Fälſchung der
Lohntüte, in der den Arbeitern der Wochenlohn aus-
gezahlt wurde. Durch dieſe Manipulation wollte er „be
weiſen“, daß er ſeine Schuld längſt abgetragen habe.

Das Gericht ſieht in dem Verhalten des Angeklagten
Urkundenfälſchung und verurteilt ihn zu

Monaten Gefängnis.
Die beiden Kaufleute Ernſt E. und Lorenz K. aus

Halle kauften von Unbekannten in Magdeburg Chloro-
formöl und verhandelten es hier weiter. Lorenz K. be
ſtreitet gae Beteiligung und behauptet, daß eine Perſonen-
verwechſelung vorliegt. Auch habe er am Verkaufe nicht
teilgenommen. Der Staatsanwalt beantragt nach den Be
ſtimmungen gegen Preistreiberei und Kettenhandel
und gemäß den Verordnungen über den Verkehr mit
Arzneimitteln gegen beide Angeklagte eine Geld
e von 300 Mark und Beſchlagnahme des in

ragg kommenden Chloroformöls.
wird zu 500 Mk. Geldſtrafe verurteilt. Die Ver

handlung gegen K. wird vertagt, um ſeine Anfechtungen
auf ihre Richtigkeit prüfen zu können.

Streik der Kinomuſiker.

Zur Erklärung der Lichtſpieltheaterbeſitzer in den bürgerlichen
Zeitungen erwidert der Muſikerverband:

Die Muſikergewerkſchaft hat am 1. Auguſt 1920 mit dem
Drtsverein Halle der Kinobeſitzer einen Tarifvertrag abgeſchloſſen,
der ungekündigt in Geltung iſt. Durch Auflöſung ihres Orts-
vereins haben ſich die Kinobeſitzer den Vertragspflichten zu ent-
fiehen verſucht. Daraufhin hat der Muſikerverband die Beſitzer
der kleineren Kinos zur Tarifanerkennung vor dem Schlichtungs-
e gebracht. Auch das Walhallatheater hat den Tarif an
rkannt.

Trotzdem verweigerte die Arbeitsgemeinſchaft der Lichtſpiel-
theatervereinigungen die Tarifanerkennung. Somit liegt
arifbruch ſeitens der Arbeitgeber vor. Deshalb

ſind die Muſiker ohne Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes in den
Streik getreten, zumal bei der letzten Lohnverhandlung ein Unter-
nehmer erklärte, er habe beim Schlichtungsausſchuß immer noch
aut abgeſchnitten, die Unternehmer würden einen nicht ge
nehmen iedsſpruch nicht annehmen, und eine Verbindlichkeits-
erklärung ſei nicht zu erzielen.

Zu den Lohnſätzen iſt zu bemerken: Zuletzt erhielten von den
7 Kinomuſikern 30 einen Monatslohn von 800 Mark bis 1250

ark, ferner 6 von 1300 bis 1400 Mark und einer von 1600 Mark
ark, ferner 6 von 1300 bis 1400 Mark und einer von 1600 Mark.

15 Muſiker der beiden U.T.-Lichtſpiele, deren Monatslohn
(200 bis 1300 Mark beträgt, haben die e Abzüge vomLohn ſelbſt zu tragen. Jn den übrigen Theatern entrichtet die
Direktion den Betrag der Abzüge. Von den geringen Löhnen ſind
eie Muſiker verpflichtet, die bedeutenden Koſten für Anſchaffung,
Reparaturen, Erſatzteile der Jnſtrumente, Saiten, Bogenbezüge,
die heute um das 30 fache des Friedenspreiſes verteuert ſind, ſelbſt
z tragen. Dabei verringern ſich die von den Kinobeſitzern
endenziös errechneten Stundenlohnziffern ganz erheblich.

Was die Bemerkung über den nur 65 ſtündigen Tagesdienſt
er Muſiker betrifft, ſo erzielt ja auch der Unternehmer ſeinen
e n in derfelben Zeit.

Die Muſiker ſind überzeugt, daß die Lichtſpieltheater bei
Fr Willen die beſcheidenen Lohnzulagen wohl aufbringen

nnen. Die Zumutung der Kinobeſitzer, die Bewilligung höherer
Löhne von der Ermäßigung der ſtädt. Luſtbarkeitsſteuer abhängig
zu machen, wird von der Muſikern abgelehnt. Jm eigenen Jnter-
iſſe ſind ſie aber bereit, für die Steuerermäßigung einzutreten.

Verbandstag der Beamten Deu!ſcher Hochſchulen,
Dazu wird uns geſchrieben:
Der Verbandstag fand am 10. und 11. September 1921

e im Vereinshaus „St. Nikolaus“ ſtatt. Vertreter
verſchiedenen Ortsgruppen Preußens und der anderen

Länder waren erſchienen, um die reichhaltige Tagesordnung
zu beraten.

Cin großer Teil der Tagungsarbeit wurde der Beſoldungs-
ordnung, ſowie der neueren Teuerungszulage, als auch den
vorgeſehenen und beni ligten Aufrückungs- und Beförderungs
ſtellen gen idmet. Hierzu wurden verſchiedene Entſchließungen
gefaßt an die Miniſterien Preußens und der Länder, die
darlegen ſollen, daß die Beſoldung vieler Beamten nach der
Gruppe II ihren e W Kenntniſſen und Ver
antwortungen nicht entſprechen. Ebenſo, daß die Beſoldung
nach der Gruppe II und III nicht einmal das Exiſtenzminium
darſtellt, das unbedingt in der heutigen Zeit als Grundlage
zur Aufrechterhaltung und Lebensfähigkeit einer Familie not
wendig iſt. Auch die neu bewilligte Teuerungszulage ann
nicht als Ausgleich angeſprochen werden für die jetzt auf
getegtene Teuerungswelle. Die aufgeſtelltan Forderungen nach

1. Beilage zur Volksſtimme.
Aufrückungs- und Beförderungsſtellen nach den Gruppen III
bis VII ſind deshalb als der einzige Ausweg anzu en, um die
Beamtenſchichten der unteren Gruppen vor der Verarmung
z bewahren. Auch die Härten, die wiederum durch die Aus
führungsbeſtimmungen zum Beſoldungsgeſetz, jetzt wieder tn
Erſcheinung treten, bedeuten gewiſſermaßen e.nen Abzug deſſen,
was durch die Aufrückungs- und Befoörderunggsſtellen erreicht
worden war.

Auch wurde allſeitig daſür eingetreten, die Anwärter,
welche jahrelang mit Beamtentätigkeit betraut ſind, endlich
in das Beamten verhältnis zu verſetzen.

Jm Verkehr mit dem Gebiet der jreien Stadt Danzig ſind
fortan Zollgebührenzettel für Pakete zugelaſſen.

„Bundesacker am Canenger Weg 2. Verſammlung der Klein-
pächter vor der Gärtnerei Schumann Sonntag, den 25. September,
morgens 10 Uhr.

Wer iſt die Tote? Am 16. 9. 21 gegen 824 Uhr vormittags
wurde eine weibliche Leiche am Rechen der Gimritzer Guts-
mühle aus der Saale gelandet. Beſchreibung: 1,50 Meter groß,
dunkelblondes, volles Haar, kräftige Geſtalt und rundes volles
Geſicht. Kleidung: Schwarz- Und weiß-geſtreiftes Kleid, am
Kragen und Aermeln mit rotem Garn beſtickt, weißem Leinen-

Schnürſchuhe. Die Tote trug eine Broſche,
Kreuz, ein ſilbernes Kettchen mit anſcheinend goldenem Kreuz und
ein Armkettchen mit 3 v
„Behüt dich Gott und o tze dich.“ Wer über die Tote Aus-
kunft geben kann, wird gebeten, ſich
polizei, Zimmer 20 oder 2das Kleid, die Stiefel und die Broſche und Kettchen ausliegen.

5. Jahrgang Rummer 219
rz, Anker und

ngen, mit der Aufſchrift:

alsbald bei der Kriminal-
zu melden, wo ein Lichtbild der Toten

Warnung. Nachdem nunmehr die Tiere der Schrebergarten-
ſarbe ſoweit herangefüttert ſind, daß ſie ſchlachtreif ſind, mehren

t

deshalb warnend darauf hingewieſen und angeraten, die
Stallungen beſſer verwahren und vielleicht bewachen zu laſſen.

die Diebſtähle jetzt ſchon in erſchreckender Zahl. Es wird

Halliſcher Lehrerverein. Dienstag, den 20. September, abends
8 Uhr, Verſammlung im Reform-Realgymnaſium. Vortrag: Ein-
drücke aus den Hamburger Gemeinſchaftsſchulen (Studienrat Haas).
Gäſte willkommen.

Stadttheater. Heute Montag Anfang 6 Uhr geht Rich.
Wagners „Walküre“ in Szene. Dienstag gelangt der Schwant
„Zwangseinquartierung“ von Franz Arnold und Ernſt Bach, den
Verfaſſern der „Spaniſchen Fliege“ unter Spielleitung von Adolf
Schiele zur Erſtaufführung. VBeichaft gt ſind: Friedel Doerr, Trude
Horn, Helene Hohenfels, Charlotte Jahn, Hermine Ziegler, Adolf
Schiele, Wolfgang Herrmann, Guſtar Schneider, Ludwig Hartwig,
Walter Henneberg, Otto Tiedemeann. Mittwoch wird „Hanneles

Die Lohnbewegungen in Halle. Arbeiterbildungsfragen. Das Kartell und der „Offene Brief“. Anrufung der
drei ſozialiſtiſchen Parteien.

Am Freitag abend tagte im „Volkspark“ eine kombi-
nierte Verſammlung der Karrtelldelegerten und der Gewerk-
ſchaftsvorſtände, die vom Kartellvorſtand einberufen war, um
u. a. zum „Offenen Briefe“ der K. P. D. Stellung zu nehmen.

Bevor der Referent zu dieſer Frage das Wort erhielt, gab
Gewerkſchaftsſekretär Wielepp einige gerverkſchaftliche und
geſchäftliche Mitteilungen. Er wies zunächſt auf zwei Streiks
in Halle, die an dieſem Tage ausgebrochen waren. Die Bau
und Mödeltiſchler ſtreiken, weil die Halleſchen Holzinduſtriellen
nicht den Tarif- anerkennen wollen, der für das Lohngebiet
der Provinz Sachſen von dem Unternehmerverband anerkannt
worden iſt. Es hätten ſich aber bereits mehrere Firmen
bereit gefunden, dieſen Tarif zu bewilligen, ſo daß der Streik
Ausſicht auf Erfolg habe. Der Streik der Kino-
beſucher bedürfe aber der Unterſtützung des Kino-
publikums, das die Kinos ſo lange meiden müſſe, bis die
beſcheidenen Forderungen der ſchlecht bezahlten Kinomuſiker
erfüllt ſeien. Die Aufklärungstätigkeit der Kinomuſiker ſei
bedauerlicherweiſe im Anfang von der Polizei verhindert
worden, die es nicht geſtatten wollte, daß Plakate und Hand
zettel mit einem Hinweis auf den Streik umhergetragen reſp.
an das Publikum verteilt werden. Es ſei aber doch noch
gelungen, unter Berufung auf die verfaſſungsmäßigen Rechte,
dieſe Erlaubnis zu erhalten. Der Redner brachte dann einen
Brief des Oekonomen des „Volksparks“ zur Verleſung, worin
dieſer um Unterſtützung gegen gewiſſe Vorkommniſſe bittet.
Kollege Wielepp bittet alle Genoſſen, in den Verſammlungen
und bei ſonſtigen Veranſtaltungen darauf hinzuwirken, daß
Radau und Prügelſzenen ſich nicht wieder ereignen. (Unſe re
Parteigenoſſen tragen an die en widerlichen Aufzügen keine
Schuld. D. Red.) Ferner wies Kollege Wielepp noch darauf
hin, daß das Mietseinigungsamt noch 32 Mieterbeiſitzer
anforderez es mögen ſich daher Kollegen und Kolleginnen,
die dieſes Amt zu bekleiden in der Lage ſind, bei ihren Organ
ſationen melden. Auch das Finanzamt habe erſucht, 16
Beiſitzer und 16 Stellvrertrerer für die Steuerausſchüſſe
in Vorſchlag zu bringen; für dieſen wichtigen Poſten mögen ſich
gleichfalls die Kollegen zur Verfügung ſtellen.

Jm Anſchluß an dieſe Mitteilungen erhielt Kollege
Schlimme das Wort, um namens des Kartellvorſtandes
den Vorſchlag zu unterbreiten, daß mit Unterſtützung der Ge-
werkſchaften von Zeit zu Zeit im Stadttheater beſonde re
Vorſtellungen für die Gewerkſchafts mitglieder
veranſtaltet werden. Mit der Direktion des Stadttheaters hät-
ten bereits Beſprechungen ſtattgeſunden, und dieſe ſei bereit,
das Theater an einigen Abenden den Gewertſchaften zur
Verfügung zu ſtellen. Der Berichterſtatter ſowohl wie die
zahlreichen anderen Redner, die ſich zu dieſer Sache äußerten,
ſtimmte i darin überein, daß es ſowohl im Jntereſſe des Stadt-
theaters und der Kunſt, wie auch der Arbeiterſchaft liege,
wenn der Plan verwirklicht werde. Nur der Kollege Adler
ſprach die Befürchtung aus, daß dadurch die „Frele Volks
bühne“ geſchädigt werden könne, die ja den Zwes verfolge,
der Arbeiterſchaft gute Kunſt zu bieten. Es wurde dem entg2-
gengehalten, daß die Freie Volksbühne mit ihren Darbie-
tungen ſich an Kunſtkenner und Kunſtverehrer wende, die Ar-
beiterſchaft zum großen Teil aber erſt für den Theaterbeſuch
erzogen werden müſſe, durch Aufführungen, die ihr ge
fallen. Dadurch werde auch Vorarbeit für die „Frer
Volksbühne“ geleiſtet. (Wir ſtimmen der Anſicht des Genoſſen
Adler zu und meinen, daß die Aufführungen im Stadit
theater dieſelbe Liebe zum Kunſtrerſtändnis vorausſetzen, wie
die der „Fre.en Volksbühne“. Wir halten das Sondervorgehen
der Gewerkſchaften hierbei nicht beſonders glücklich. D. Red.
d. V.) Es wurde dann auch einem Antrag zugeſtimmt, daß
der Kartellvorſtand durch ein Zirkular die Gewerkſchaftsvor-
ſtände zur Stellungnahme in dieſer Frage auffordern und
dann evtl. ſofort die weiteren Verhandlungen mit dem Stadt-
theater führen möge.

Darauf erhielt Kollege Richard Müller das Wort zu
ſeinem Reſerat über „Teuerung und Lohnbewegun-
gen“, unter beſonderer Berück ſichtigung des „Of,enen Briefes“
der K. P. D. Der Redner griff den Streik der Kinomuſiker
als Beiſpiel heraus, um zu zeigen, daß ſolche Einzelkämpfe
unpraktiſch ſeien. Der Appell an die Ma ſe, die Kinos zu
meiden, werde fehlſchlagen, denn die e Maſſe ſei noch zu ſtark
auf die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung eingeſteltt. Nur ein
Bruchteil werde Solidarität beweiſen. Der deutſche Arbeiter
ſei eben le der ſpiezbürgerlich, und dez hab müſſe auch eine
andere Gewerkſchaftstarrit angewendet werden. „Wir müſ-
ſen die Maſſen einſtellen auf den Maſſenkampf. Das bedeu-
tet nicht, daß wir dei jeder Gelegenheit einen Generalſtreik
machen wollen; wir wollen ihn aber benutzen zur Eroberung
der politiſchen Macht. Jn franzöſiſchen Kapitaliſtenkreifen
rechnet man mit dem Bankervtt des deutſchen Kapitalismus.
Jchglaubeja nicht daran, denn ſo lange es in Deutſch
land noch Kapita e e einen Bonfrott das Kapi-

dalismus.“

Zum „Offenen Briefe“ übergehend, ſagt der Redner, di
Kommuniſten wollen gar keine eigenen Forderungen aufſtelben
ſondern ſelbſt für die Forderungen des A. D. G. B. und der
anderen ſozialiſtiſchen Parteien kämpfen. Wenn auch nicht
100 Prozent, ſondern 25 Prozent Lohnerhöhung gefordert wer
den ſollen, dann gut, aber es müſſe auch dann dafür einge
treten werden. Jn der Antwort des Kartellvorſtandes heiße
es, es ſolle der Geſchicklichkeit der Führer überlaſſen bleiben.
Das gelinge aber doch nicht immer, und wir wollen den Kampf
in geſchoſſener Form. Nicht den Kampf beruflich abgegrenzt
ſondern Klaſſe gegen Klaſſe. Die kleinen Kämpfe müſfen er
rungen werden bis zum Generalſtreik, der zum Sturze der
Regierung führt.

Der Referent kritiſierte dann noch den neuen Entwurf zu
einem Arbeitszeitgeſetz, der zu einer Durchlöcherung des Acht-
ſtundentages führe.

Jn der hieran ſich anſchließenden Diskuſſion trat dem
Referenten als erſter Redner der Kartellvorſitzende Kolbege
Heſſe entgegen. Er teilte zunächſt mit, daß der Kartell-
vorſtand aus dem Grunde ſeine ablehnende Antwort auf dien
„Offenen Brief“ erteilt habe, weil er auf Grund einer im
Juli im Kartell angenommenen Reſolution ſich an den A. D.
G. B. wegen Bekämpfung der Teuerung gewandt habe und
der Zweck auch im Großen und Ganzen erreicht worden ſei.
Wenn die K. P. D. an den Kartellvorſtand herantreten wolle,
um über irgendetwas zu Tevaten, ſe der Kartell orſtand immer
zu ſprechen, er müſſe es ober ablehnen, daß in demonſtra-
tiver Weiſe, wie es mit dem „Offenen Briefe“ geſchah, bei den
Leſern der Eindruck erweckt werde, daß der Kartellvorſtand
gar nicht daran denke, für die Maſſen zu ſorgen. Dann
wird in dem offenen Briefe Tag und Ort beſtimmt, wo die
Sitzung ſtattfinden ſoll, und zu dieſer Sitzung werden u. a.
auch der Freie Lrndarbeiterverband und die Freie Arbeiter
Union, die uns auf Schritt und Tritt bekämpfen einge
laden. Bedenken Sie, was für eine heilloſe Verwirrung
entſtanden wäre, wenn wir verhandelt hätten und uns da-
durch in die Kompetenzen der einzelnen Gewerkſchaften hin-
eingemiſcht hätten. Heſſe erklärt dann, in bezug auf einen
Artikel im „Klaſſenkampf“, daß er keine Verhandlungen der
Bergarbeiter geführt habe, aber die Dinge lägen auch ſo, daß
in Mangsfeld nicht die Gewerkſchaftsführer, ſondern die Be
triebsräte für das Abkommen eingetreten ſind. Müller habe
geſagt, die Arbeiter ſeien ſpießbürgerlich. und man könne
geneigt ſein, ihm darin recht zu gesen, dun man habe ge
ſehen, wie zum Beiſpiel bei der Fahnenweihe des „Stahl-
helm“ die neuen Fahnen von Arbeiterabordnungen in
Empfang genommen ſind. Ohne finanzielle Unter-
ſtützung könne man nicht einen Kampf einleiten, weil dann
nach kurzer Zeit der Kampf zuſammenbrechen müſſe. Die Ge
noſſen von der K. P. D. ſollten es ſich angelegen ſein laſſen,
ihre Partei zu beſtimmen, daß dieſe den Gewerkſchaften
gewerkſchaftlichen Fragen keine Vorſchriften mache.

Kollege Abendroth vertritt die Meinung, daß die
Verhältniſſe nicht ſo ſelen, wie ſie der Referent geſchildert habe
und daß die Arbeiterſchaft von Kämpfen, wie der „Offene
Brief“ gefordert, nichts wiſſen will.

Kollege Schlimme führt aus, daß man bei der alten
gewerkſchaftlichen Taktik bleiben müſſe, weil ſelbſt innerhaſb
einer Organiſation die Verhältniſſe zu verſchieden ſind. Seloſt
die „Freie Arbeiter-Union“ habe beſchloſſen, ſich wieder an
der gewerkſchaftlichen Arbeit zu beteiligen und auch Tarif-
vert räge abzuſchließen. Es ſei nicht Sache des Ortsaus-
ſchuſſſes, Lohnbewegungen zu führen, ſondern dies ſei Auf
gabe der einzelnen Gewerkſchaften. Wenn Müller geſagt habe,
wir müſſen zuſammenſtehen, ſo ſei das richtig; dann ſolle
aber auch die Partei aus den Gewerkſchaften herausgelaſſen
und nur gewerkſchaftliche Arbeit geleiſtet werden. Erſt wenn
wir Erziehungsarbeit geleiſtet haben, wenn wir vor alles
Dingen erſt die Angeſtellten und Beamten auf unſerer Seite
haben, dann können wir auch Schluß machen mit dem kapi
liſtiſchen Syſtem.

Kollege Grab ow betont, daß die Gewertſchaften nur
in der Lage ſeien, Flickarbeit zu leiſten. Die Axt an die
Wurzel des Uebels zu legen und den Kapitalismus auszu-
rotten, das können nur die politiſchen Parteien.

Kollege Frei berg bemerkt, daß es natürlich nicht ſo
gehen könne, daß zur Beſprechung über wirtſchaftliche Kämpfe
der Mieterrerband und ähnliche Vereinigungen hinzugezogen
werden. Er empfiehlt daher einen Antreg zur Annahme,
wonach das Gewerkſchaftskartell nur mit der drei ſozialiſtiſchan
Parteien zwecks Ausſprache über die wirtſchaftlichen Kämpfe
zuſammentreten ſoll.

Kollege Wielepp entgagnete dem Kollegen Gradow, daß
es keine neue Weisheit ſei, daß die Gewerkſchaften nicht dazu
da ſeien, das Endziel herbeizuführen, ſondern daß dies Auf
gabe der politiſchen Parteien ſei. Es könne aber nicht an-
gehen, daß die politiſchen Parteien den Gewerkſchaften Vor

ſchriften machen, wie ſie ihre eigenen Aufgaben durchzuführen
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haben. Wenn geſagt worden ſei, daß die Gewerkſchaften bald
ohne finanzielle Mittel ſein werden, ſo müſſe dem gegenüber
zum Ausdruck kommen, daß dies zu bedauern wäre, denn das
dürfte das Ende der Gewerkſchaftsbewegung ſein.

Kollege Steitz fordert in kurzen Worten auf, ſich zu ver
ſtändigen, wozu er gern bereit ſei. Er unterſchreibe auch
nicht alles, was im Klaſſenkampf ſtände, aber was er
darin für richtig halte, dafür trete er auch ein.

Kollege Müller verteidigt im Schlußwort ſeinen Stand-
punkt gegenüber den Rednern, die eine andere Meinung ver-
traten und hielt daran feſt, daß die gegenwärtige gewerk-
ſchaftliche Taktik nicht mehr zweckmäßig ſei und durch eine andere
erſetzt werden müſſe.

Damit war die Diskuſſion beendet, und es ſollte zur
Abſtimmung über den vorgelegten Antrag Freiberg kom
men Kollege Steitz beantragte, nicht über dieſen Antrag
edzuſtimmen, da der Kartellvorſtand bereits einen ähnlichen
Antrag angenommen habe. Kollege Heſſe erſuchte aber
trotzdem, eine Abſtimmung herbeizuführen. Die Verſamm-
lung ſei ſich einig darin, daß eine Ausſprache zwiſchen dem
Gewerkſchaftskartell und den politiſchen Parteien nur von
Nutzen ſein könne, um zu ermöglichen, die Arbeiterſchaft zu
einer Abwehraktion zu bringen. Deshalb bitte er auch um
einſtimmige Annahme des Antrags. Daraufhin gelangte der
Lntrag Freiberg einſtimmig zur Annahme Dieſer Antrag
hat folgenden Worklaut:

„Da der Kartellvorſtand erſtmalig den „Offenen Brief“
grundſätzlich abgelehnt hat, erſucht die heute ſtattfindende
Verſammlung aller Gewerkſchaftsvorſtände und Kartell-Dere-
gierten den Vorſtand, ſeinen Beſchluß dahingehend zu revi-
dieren, mit den politiſchen Parteien betreffs des „Offenen
Briefes“ in Verhandlung zu treten, um ſo gemeinſam den
Nöten der Ardeiterſchaft zu ſteuern.“

„Volk in Not.“
Ueber dieſes Thema ſprach Fteltag im Reform-Neal-Gymna-

zum der von den „Juden verſolgte“ Holtz. Große Schilder am
Eingang belehrten darüber, daß Juden und Judenknechte (das
ſind deütſchblütige Verräter an der germaniſchen Sache) keinen
Zutritt hatten, wahrſcheinlich weil man annahm, daß dieſe die
dort verzapfte Weisheit doch nicht verſtehen würden. Herr Dr.
Blümel richtete zunächſt einige heftige aufgeregte Worte anzie Verſammlung, aus denen man nach längerem Rachdenken ent

nahm, daß er den Erſchienenen Vorwürfe machte, daß ſie nicht
zahlreicher gekommen wären. Dann erſchien der „ſtreng deutſch
völkiſche* Redakteur Holtz, mit frenetiſchem Beifall empfangen.
Man wird es vetzeihen, wenn wir nicht die ganze Rede im Wort-
laut wiedergeden, ſondern uns darauf veſchränken, einige der
übelſten Stilblüten wiederzugeben. Er behauptete u. a., daß
Deutſchland ein jüdiſches Kolonialreich ſei, daß ſämtliche Parteien
durch die Bank verjudet wären, wovon bloß die deutſchnationale
Partei eine Ausnahme mache Am ſchlimmſten kamen die
Demokraten weg, von denen er behauptete, daß ſie ſich aus Juden,
Schafsköpfen und einigen wenigen unentwegten Jdealiſten zu
ſammenſetze. Dann ging es eine halbe Stunde über die Re-
gierung her, beſonders Herr Rathenau, „der deutſcheſte aller
Miniſters halte es ihm angetan. Zu Anfang ſeiner Ausführungen
hatte ſich ein äußerſt beſcheidener Widerſpruch auf der Galerie
bemerkbar gemachl. Mit Hilfe eines bereitſtehenden Schutzpoli-
ziſten ſorgte man dafür. daß man baldigſt wieder „unter ſich“ war.
Wenn man zum Schluß noch mitteilt, daß er die Lehren Marr
und Laſalles als Blödſinn vezeichnete, ferner die Deutſchnationale
Volkspartei als die einzige Partei hinſtellte, die das Wohl der
Arbeiterſchaft energiſch vertrete, ſo wird man begreifen daß unſer
Berichterſtatter froh war, als Herr Holtz endlich ſchloß. Herr
Dr. Blümel donnerte nochmal in den Saal hinein, dann ging die
Verſammlung, in der das weibliche Element natürlich am
ſtärkſten verireten war, in dem Bewußtſein auseinander, wieder
einmal eine patriotiſche Tat vollbracht zu haben.

Der letzte diesjährige Renntag auf der herrlich gelegenen
Rennbahn in Halle a. S. findet am Sonntag, den 25. September
ſtatt. Veranſtalter der Rennen iſt der Anhaltiſche Reiter
und Pfetrdezuchtverein in Deſſau. Die Rennen be-zinnen pünktlich um 2 Uhr nachmittags. Eröffnung des Totali-
ſators bereits um 1 Uhr. Es werden 1 Flach- und 6 Hindernis-
rennen gelaufen, wofür insgeſamt 110 000 Mark Geld- und 10
Ehrenpreiſe ausgeſetzt ſind. Der Sport verſpricht wiederum ein
ſehr intereſſanter zu werden, da über 200 Nennungen eingegangen
ſind, darunter Klaſſepferde, u. a. der Gewinner im großen
Badener Jagdrennen „Corſar“.

Einrichtung eines Verſorgungsſprechtages in Könnern a. S.
Jm Jntereſſe der Kriegsbeſchädigten und der Kriegshinter-

bliebenen im Saalkreiſe iſt in Könnern a. S. im Gaſthaus
zum Bock“, Magdeburgerſtraße, 3 Minuten vom Bahnhof entfernt,
ein Verſorgungsſprechtag eingerichtet worden. Derſelbe findet
monatlich einmal und zwar am Mittwoch, nach dem 15. eines
jeden Monats, oder am Mittwoch, den 15. des Monats ſelbſt, in
der Zeit von 9 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachmittags ſtatt. Durch
veſonderen Aushang im Lokal iſt hierauf hingewieſen. Den
Auskunfts- oder Verſorgungsbegehrenden wird empfohlſen, ihr
Erſcheinen dem Verſorgungsamt Halle a. S. ſo frühzeitig anzu
jeigen, daß es ſich ermöglichen läßt, die Akten mitzubringen. Ver-
ſorgungsberechtigte, die ſich nicht vorher ange meldet haben, werden
jedoch aus dieſem Grunde nicht zurückgewieſen, ſoweit die zur Ver-
fügung ſtehende Zeit die Erledigung ihrer Anliegen irgendwo
möglich macht.

Der erſte Verſorgungsſprechtag findet am Mittwoch. den21. September 1921 ar

Provinz und Umgegend

Unſer größter Feind die kapitaliſtiſche Preſſe.

Der Verbreitung der s u Preſſe iſt neben der
Hewinnung neuer Parteimitglieder

in der Roten Woche
veſonderes Augenmerk zuzuwenden. Die Preſſe iſt heute bei allenKulturvölkern von un ehenerer Bedeutung. Wer über ſie ver
fügt, der hat die Macht. Die bürgerliche Preſſe iſt ein Jnſtru-
ment in den Händen der beſitzenden Klaſſe, das von ihr rückſichts-
los als Kampfesmittel gegen die arbeitende Klaſſe in Anwendung
gebracht wird. Die reytwen Preſſe pariert den Schlag.
Sie iſt die ſchärfſte Waffe im Kampf gegen alle Irbeitetfeinde.
Sie trägt unentwegt und n die ſozialdemokratiſchen
ringe und Jdeen in die Maſſe des Volkes hinein.

rbeiter, Angeſtellte und alle vom Kapital Ausgebeuteten,
die noch heute ein e s Blatt leſen, wurden ſchon zu einer
Zeit, als wirtſchaftliche Abhängigkeit und politiſche Unfreiheit
das ſtaatsbürgerliche Merkmal noch waren, von einem Organ der
einſtens e Volkspartei, dem „Rheinheſſiſchen Beob-
achter“, wie folgt apoſtrophiert:

„Wenn alle Sozialdemokraten ein Blatt, ihre Parteipreſſe
r würden, dann müßten dieſe Rieſenauflagen haben. Es
trifft dieſes nicht zu uns auch nichts an. Aber eine politiſchende iſt es, S d eſe Leute ſich unter den bürgerlichen Blätter

teilweiſe Scharfmacherblätter herauswählen. Dieſe Blätter be
kämpfen die Arbeiterſchaft unter dem Degfmantel eines Kampfe
gegen die politiſche Sozialdemokratie. Aber ſie bekämpfen
auch in rein wirtſchaftlichen Fragen. Bei Arbeiterbewegunge
(Streiks) haben nach der Uebung dieſer Preſſe die Arbe
mmer unrecht, ſie tritt dem Arbeiter überall entgegen. Und r
dem gibt es Arbeiter, die ſozialdemokratiſch wählen, aber dieſeDre leſen Das t ſchlimm, traurig und gedankenios Das

r ier gilt ſo recht das Wort von den allergrößtenKälbern, die ihre Metzer ſelber wählen.“Arbeiter, Ängeſtellte, hört es und handelt danach! Schafft
euch die erforderliche Macht

Einheltlicher Tarif für alle Gemeindearbeiter der Provin
Unter dem 5. d. Mts. hat der Reichsarbeitsminiſter die All

Kreiſe und Gemeinden in der Provinz Sachſen und in den Frei
ſtaaten Anhalt und Braunſchweig und dem Verbande der Ge

Gemeindearheiter durch Ausdehnung auf die Regierungsbezirke
Merſeburg und Erfurt für das Gebiet der ganzen Provinz aus-

Die Regelung der Arbeilsbedingungen und die Lohnfeſt-
ſetzungen der Gemeindearbeiter haben damit von jetzt ab nach

miniſters hat die bisher örtlich ſehr verſchieden gehandhabte ge
meindliche Lohnpolitik eine einheitliche Regelung erfahren, deren

ezirkes Magdeeburg und des Freiſtaates Anhalt, wofür die
Allgemeinverbindlichkeit ſchon früher ausgeſprochen wurde, bereits

o

en h ch——„JSZCT T
insbeſondere bei Beginn des Winterhalbjahres
(1. Okt.) mit ſeinem geſteigerten Leſebedürfnis

Zugang neuer Leſer
die Arbeiten für die Poſtanſtalten derartig, daß

Abonnement und das für möglichſt viele neue Leſer

7e Voltsſtber Bolftstimme
noch in dieſer Woche zu beſtellen. Der Bezugs-
preis beträgt ab 1. Oktober t. einer an anderer

7. Mk. im Monat oder 21. Mk. im
beſtellen will oder bisher den Bezugspreis direkt
an uns ſandte, zahle dieſen mittels Zahlkarte

Poſtſcheckonto Erfurt 11 692

ein.

iſt eine fortgeſetzte Handlung gegen ſeine perſönlichen, materiellen

6

durch Stärkung der ſozigldemolratiſchen Preſſe und der Partei,

gemeinverbindlichkeitserklärung des zwiſchen dem Verbande der

meinde- und Staalsarbeiter abgeſchloſſenen Tarifvertrages für

geſprochen.

dieſem Tarif zu erfolgen. Durch dieſen Akt des Reichsarbeits-

Zweckmäßigkeit und Gerechtigkeit im Gebiete des Regierungs

anerkannt iſt

um Quaetals Wechſel

häufen ſich durch den

wir alle unſere Poſtbezieher bitten, ihr eigenes

bei den Poſtanſtalten oder Briefboten tunlichſt

Stelle dieſer Zeitung mit geteilten Veröf, entlichung

Quartal. Wer nicht beim Poſtboten oder amt

auf unſer

Verlag Volksſtimme G. m. b. H.

Merſeburg Querfurt Weißenfels Zeitz.
Merſeburg. Ausſchuß der Betriebsräte. Der ge-

ſchäftsfühtende Ausſchuß der Betriebsräte tagt am Dienstag,
den 29. September, abends 76 Uhr im Verbandsbüro
der Metallarbeiter, Seffnerſtraße 4 I. Das Erſcheinen der ge-
wählten Ausſchußmitglieder iſt Pflicht. Der Obmann.

Merſeburg. Betriebsräte und
funktionäre!!! Mittwoch, den 21. September, abends
8 Uhr veranſtaltet das Gewerkſchaftskartell Merſeburg im
Tivoli einen Vortragsabend. Das Thema lautet: „Die Organi-
ſation der Arbeiter und Unternehmer.“ Alle Betriebsratsmit-
lieder und Gewerkſchaftsfunktionäre haben die Pflicht, zu erſheinen, Der Kartellvorſtand.

Weißenfels. Arbeiterjugend. Dienstag abend im„Volkshaus“ von 8-9 Uhr Vortrag des Genoſſen Kuthe über ſeine
Reiſeerlebniſſe. 9--10 Uhr Lieder und Geſellſchaftsſpiele. Gäſte
willkommen. Daſelbſt Neuaufnahmen.

Weißenfels. Arbeiter-Schachklub. Vom hieſigen
Vorſtand des Arbeiter-Schachvereins wird uns geſchrieben, daß
jeden Dienstag und Sonnabend abend Uebungsſtunden im
Volkshaus ſtattfinden. Alle Freunde des edlen Schachſpieles
werden gebeten, die Veſtrebungen des Vereins zu unterſtützen
und ſich demſelben anzuſchließen.

Sangerhauſen Mansfelder See und Grbirgskreis.
Tisleben. Das Volksbad geſichert! Die Stadt-

verordnetenſthung vom Freitag beſchloß mit großer Mehrheit nach
eingehender Prüfung der Lage den Vau des Volkshades. Eine
Nachbewilligung von Mitteln hat ſich nach Abwögung der An
gebote und noch erfolgter Zuſchlagserteilung nicht als notwendig
erwieſen, der Van wird im Rahmen der bereits in voriger Sitzung
bewilligten 539 000 Mark vorgenommen. Die Rotwendigkeit
eines Volksbades für unſere Stadt iſt an dieſer Stelle ſchon ſo
oft begründet, daß ſich weiteres ergibt. Sie iſt Porbedingung für
eine geſundheitliche Entwicklungounſerer gegenwärtigen Generation
ukd der zukünftigen. Weiter wurden die Gebühren für Erb-
begrübniſſe verdoppelt und zwar von 500 auf 1000 M., die im
Urnenftiedhof von 350 auf 700 m. Jn der geſchloſſenen Sitzung
wurde u. a. von der Mitteilung des Oberbürgermeiſters, für
ſeine Perſon von einer Wiederwahl abrnſehen, Kenntnis ge
nommen. Die Ainitsperiode Jäuft mit Ende April 1622 ab. Die
nächſte Sitzung wird ſich mit den notwendigen weiteren Vor-
lereitunt beſchäſtigen. Der RNeurezgelung des Hezaltes es
leitenden Arztes des ſtädtiſchen Krankenhauſes wurde näher ge-
treten und damit eine Erhöhng zum Ausdruck gebracht. Wir
kemen auf Tinzelheiten noch kurz zurück.

Hetzapoſtel Ruge perhaftet! Als dieſe Nachricht
durch die Blätter kam, har ſie bei uns keine Var wunderung erregt.
Wer ſich erinnert, wie dieſer Fanatiker, der alles, was nicht zum
Schutz- und Trutzbund des Halenkreuzes gehörte, am liebſten roh
gefreſſen hätte, wird uns recht geben, daß dieſe Hakenkreuz-Perle
eine ſolche Laufbahn, die ihn in den Verdacht der Beteiligunz
oder Begünſtigung des politiſchen Mordes öbringt, einſchlagen
mußte Seine in hieſiger Verſammlung gemachten Ausfüheungen,
die ſchon an politiſche viehiſche Verrohung grenzten, ſind noch in
aller Geinnerung. Sogar Die bürgerliche Preſſe ſträubt ſich gegen
eine Viedergabe ſeiner verrückten Ausführungen.
uns nicht wundern, wenn dieſer Menſch einmal an ſeiner ververſen
politiſchen Auffaſſung. ſich ſelbſt aufgebend, zugrunde geht. Die
Menſchheit hätte übtigens dabei nicht viel verloren.

Lugkerſveiſung. In Weimat, dem jetzigen Sitze
des Bezirls-Komitees der Freunde (Ouäler) waren in den letzten
Wochen zwei Konkerenzen, in denen die neuen Richtlinien be-
ſprochen wurden, die für die neueinſetzende QDuälerſpeiſung Maß
ehend ſind Eine Kenferenz war für Aerzte, die andere für die
Ztadträte und Zozialkeamten, die der Quäkerſpeifung in den

nzelnen Städten vorſtehen. Der Grund zur Schaffung neuer
htlinſen iſt die herbe Kritit, die in Amerilg eingeſetzt hat

Weshalb erweiſt ihr Europa die Wohltat der Spelſung, wo wir
in Amerika ſoviel Armut und große Not haben?“ Das etwa iſt

Wir werden 4 Viehhandelskarten gemä

d

Die woran „Wir r undauch im Weltkrieg den Kriegsdienſt verwefür mit aller Kraft die Schaden die der Krieg geh
zu mildern ſuchen. Da nun durch den Krieg unendlich
elitten hat, zwinzt uns das r dort zu rlſo nicht Arme ſollen in erſter Linie geſpeiſt werden, ſo

Speiſungsbedürftige, Kinder, Mütter und Jugendliche, die durch
den Krieg Schaden an ihrem Körper genommen t
ſchlaggebend für die Teilnahme an der Speiſung iſt t o der kör
artine n den der Arzt feſtzuſtellen hat. Ver igt ſol
len die ſozialen Verhältniſſe werden: Man wird alſo ein K
das aus kinderreicher Familie ſtammt, eher in die S h

en

die immer en alt der Amerikaner an die r.

reihen als ein Einzeltind. Oder man wird ein
Mutter auf Arbeit gehen muß. einem ſolchen vorziehen, wo
Mutter das nicht nötig hat. Die Spei beginnt am 43
tober. Die Unterſuchung der Kinder beginnt ſofort. Nun
Naumburg in der übeln Lage, daß der gewählte n
nicht in Raumburg iſt, und daß der Stadt durch die Unterſuchung
durch mehrere Aerzte bedeutende Koſten entſtehen würden. Au
ßerdem iſt es erwünſcht und beſſer, wenn e in Arzt nach einem
r 1 Plan die t vornimmt. Der neue Stadtarzt ſoll ſo ſchnell wie möglich ſeine Tätigkeit aufnehmen.

Hettſtedt. Die Hettſtedter Bür h
Gen. Gericke ſchreibt uns: Der in Nr. 216 „Halliſchen Volks
ſtimme“ unter der Spitzmarke „Die Bürgermeiſterwahl verſchoben
zrſchienene Artikel bietet Veranlaſſung, die a einmal
etwas näher zu erörtern. Die Wahl eines neuen Bürgermeiſters
von Hettſtedt, wurde nicht etwa, wie der Verfaſſer des ange
Wogen Artikels es darzuſtellen W nur wegen der angebichen „Aeußerung eines Regierungs ſidenten ſondern ledig
lich auf Grund einer von dem für die Stadt Hettſtedt zuſtän-
digen Regierungspräſidenten in Merſeburg, Herrn von rs
dorff, am 8. September vor dem Unterſuchungsausſchuß des preu
ßiſchen Landtages abgegebenen Zeugenausſagen mittels ein-
an geratgh der hieſigen Stadtverordneten n Die
ragliche Zeugengusſage des gen. Herrn hatte nach dem Berichte

der „Halliſchen Nachrichten“ folgenden Wortlaut: „Auf eine
Frage des Abg. von Dryander erklärt der Zeuge, es ſei noch nicht
möglich geweſen, an Sielle des zu Zuchthausſtrafe verurieilten
Bürgermeiſters von Hettſtedt einen anderen zu wählen, da derVerurteilte das Wiederaufnahmeverfahren beantragt habe.“ o
So aglſo. Herr Artikelſchreiber. ſoll den Halliſchen Nachrichten“
zufolge die Ausſage des in ihrem Artikel einige Male zitierten
Regierungspräſidenten gelautet haben Es iſt dringend zu
empfehlen, ſich dieſe Zeugenausſage doch einmal etwas genauer
anzuſehen. Jeder einzelne und auch Sie, werden alsdann ſchon
bald den Grund herausfinden, warum nach Jhrer Meinung

nur die Kommuniſten und mit dieſen noch einige Mitglieder
der hieſigen Stgttrererdnetenrerſammluneg die ſalomsoniſche Vor-
ſicht an den Tag legten. Aus derſelben geht nämlich deutlich her
vor, daß ſeitens des Verurteilten die Wiederaufnahme des Ver
fahrens beantragt worden iſt und daß im Hinblick darauf es in
der Tat nicht möglich geweſen iſt, einen anderen Bürgermeiſter zu
wählen. So dürften arſo. Herr Artikelſchreiber, die von Jhnen in
Punkt Bürgermeiſterwahl zu Hettſtedt gemachten Anſtrengunge,.
ſo anerkennenswert ſie auch erſcheinen, angeſichts des erwähnten
tatſächlichen Sachverhalts und der ſich daraus ergebenden Rechts
ſage für jeden obiektiven Veurteiler, auch ſelbſt für den Laien
nichts mehr und nichts weniger ſein als eine Fata Morgang.

Sangerhauſen. Die Dummen werden nicht alle!
Geſundbeten und Geſundſprechen iſt jetzt in Mode. Jn Bennungen
erhielt eine kranke Frau den Beſuch zweier m und
die beiden ſüdlichen Schynbelten erklärten ſich bereit, die kranke
Frau zu „beſprechen“. Damit das „Beſprechen“ auch richtig helfe,
trug die Frau Kaffee und Kuchen auf und brachte dann alles, was
die Fruen verlangen, herbei: Kartoffeln, Kuchen, Bettzeug, Jn-
letts, Federn und natürlich auch Geld. Alles wurde in einen
großen Sack geſtopft und von den Zigeunerinnen mitgenomme
unter der Anordnung, die Frau dürfe ihrem Manne vor Ablau
von drei Tagen nichts verraten, ſonſt helfe die Beſpre ung nichts
und die Frau werde ihre Krankheiten nicht loswerden“. Jn-
deſſen aber ſprach die Frau von Ablauf der drei Tage davon,und auf Anzeige des Mannes wurde eine Zigeunerin verhaftet,
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Vitterfeld--Delitzſch.

Delitzſch. Verſammlung der Frauengruppe. Eine
Verſammlung der Frauengruppe findet am n 209.
September in der m der Vorſitzenden, Lindenſtraße 221
(Villa Winter) ſtatt. Die Tagesordnung iſt folgende: 1. Protokollverleſung: 2. Vericht von der Wanenenteen 3. Agi
tation; 4. Verſchiedenes. Der Wichtigkeit der Tagesordnukg
wegen wird gebeten, recht zahlreich zu erſcheinen.

Torgau--Liebenwerda.

Großthiemnig. Läſtermäuler. Unſer Arbeiteriugendwerbetag iſt vorüber und hat auch die hieſige Jugend aufgerllitelt
Den hieſigen Verfechtern der „alten Zeit' (gemeint iſt damit
immer das „glorreiche“ Deutſchland der Militariſten, Monaechiſten
und trampelnden Junkerſtiefeln) iſt der würdige und kraftvolle Rus
gang dieſer Werbeveranſtaltung ganz gehörig in die Glieder ge
fahren und ſo verſuchen ſie nun jetzt noch den wieder von uns ge
zogenen Ruhländer und Hoyerswetrdaer Jugendgenoſſen hinteryer
zuläſtern. Herr Poppe geht krebſen mit vyt die Ar
beiterjugend habe die religiöſen Gefühle einer ganzen Reihe Einwohner in der gemeinſten Weiſe verletzt. Das iſt eine ſehr häßliche

Verleundung, über welche auch unſere Bewegun Aer n
wird. Den Herren Deutſchnationalen aber einvfehlen wir, ihre

„Knüppvel ruhig zu Hauſe zu lgſſen, denn unſere Ateiteingendſitzt ſoviel Diſzinlin, daß ſie ſich auch durch derartige Mütfet nicht

provozie ren läßt.

sport und Koörpetpſlege.
T.-V. „Die Raturfreunde“, Jn nächſter Zeit ſindet imroßen Saale des Volksparks eine Wiederholung e hres-

eſtſpieles ſtatt. Proben er Dienstag, r, Muſik
ruppe im Mozartſaal, Mittwoch, abd. 7 Uhr, Theaterprodeim Mozarlſaal, Donperstag, abd. 7 Uhr. Volks e

in der Turnhalie der Kloſterſtraße.

100 5. Weißenfels. Fritz FirHner Halle, Gr. Ulrichſtr. 521
Sprechſtunden 10 11 und W. Pagel, Halle. König
ſtraße 16 5. Sprechſtunden von 8-10 und -4, Sonntags dis 11

inin wir die ans
Anträge auf Erteilung von Viehankaufskarten un

2 der Verxordnu n19. September 1920 ſind für das Kalenderjahr 1022 a leßlie
bei der unterzeichneten Polizeiverwaltung ümgehend zu ſtellen

Halle, den 13 September 1021.
Die Polizeiverwaltung.

Amtliche Velannmachungen ſür Clzleden.

Obſtverkauſ.

Der ſtädtiſche Obſtverlauf wird Dienstag, den 20 Septemh
fortgeſetzt. Ausweis Nr. 6501--7000 und 1--8600.

Eisleben, den 17. September 1021. Der Magiſtrat
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